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Strafbefehl:

Der S trafbefehl des S tadtrichteramtes S tadt Z ürich vom 4. J anuar 2023 (Urk. 9) ist 

diesem Urteil beigeheftet.

Urteil der Vorinstanz:
(Urk. 47 S . 10 f.)

1. Die E insprecherin ist nicht schuldig und wird vollumfänglich freigesprochen.

2. Die E ntscheidgebühr fällt ausser Ansatz.

3. Der E insprecherin wird eine P rozessentschädigung von pauschal
Fr. 4'866.45 (inkl. Barauslagen und 7.7%  bzw. 8.1%  MwS t.) für anwaltliche 

V erteidigung aus der G erichtskasse zugesprochen.

4. Die Kosten des S trafbefehls Nr. 2021-058-768 vom 4. J anuar 2023 in Höhe 
von Fr. 780 -  (G ebühren und A uslagen gemäss S trafbefehl in Höhe von 
Fr. 330 -  sowie nachträglich G ebühren in Höhe von Fr. 450 .-)  werden dem 

S tadtrichteramt Zürich z ur A bschreibung überlassen.

Berufungsanträge:

a) Des S tadtrichteramtes S tadt Z ürich:
(Urk. 48 S . 2; Urk. 54)

1. Die Beschuldigte sei im S inne des S trafbefehls 2021-058-768 vom

4. J anuar 2023 schuldig zu sprechen.

E ventualiter sei die Beschuldigte der fahrlässigen W iderhandlung ge­
gen die V erordnung über die Benutzung des öffentlichen G rundes 
durch T eilnahme an einer nicht bewilligten V eranstaltung im öffentli­
chen R aum und der Missachtung der W egweisung 1 schuldig zu spre­
chen.
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2. Die Beschuldigte sei mit einer Busse in der Höhe von Fr. 300 .-  zu be­
strafen und es sei eine E rsatzfreiheitsstrafe von 3 T agen festzusetzen.

*

3. Der Beschuldigten seien die S trafbefehlskosten und die entstandenen 
Untersuchungskosten nach E insprache vollumfänglich aufzuerlegen.

4. Die K osten der G erichte seien der Beschuldigten aufzuerlegen.

5. Der Beschuldigten sei keine E ntschädigung zuzusprechen.

b) Der erbetenen V erteidigung der Beschuldigten:

(Urk. 61 S . 2)

1. E s sei die Berufung abzuweisen und das erstinstanzliche Urteil zu be­
stätigen.

2. Die Kosten des Berufungsverfahrens seien auf die G erichtskasse zu 

nehmen.

3. Die Beschuldigte sei für das Berufungsverfahren mit Fr. 1 '108.03 (inkl. 
8.1 % MW S T ) zu entschädigen.

Erwägungen: 

I. Verfahrensgang

1. Mit Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - E inzelgericht, vom 
7. F ebruar 2024 wurde die Beschuldigte im S inne des eingangs wiedergegebenen 
Urteilsdispositives von S chuld und S trafe freigesprochen (Urk. 47 S . 10 f.). Das Ur­
teil wurde der Beschuldigten mündlich eröffnet (Prot. I S . 13) und dem S tadtrichter- 
amt S tadt Zürich (nachfolgend S tadtrichteramt) unter dem Datum vom 8. F ebruar 
2024 schriftlich im Dispositiv zugestellt (Urk. 42). Dagegen meldete das S tadtrich­
teramt am 14. F ebruar 2024 (Datum P oststempel) fris tgerecht Berufung an
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(Urk. 43) und erstattete in der F olge mit E ingabe vom 7. März 2024 unter E inhal­
tung der zwanzigtägigen F rist gemäss Art. 399 Abs. 3 S tP O die schriftliche Beru­
fungserklärung und -begründung (vgl. Urk. 46/1 und Urk. 48).

2. Mit P räsidialverfügung vom 14. März 2024 wurde der Beschuldigten eine 
Kopie der Berufungserklärung zugestellt und F rist angesetzt, um A nschlussberu­

fung zu erheben oder um begründet ein Nichteintreten auf die Berufung zu bean­
tragen (Urk. 50). Die Beschuldigte liess sich hierzu innert F rist nicht vernehmen 
(vgl. Urk. 51/2).

3. Nachdem mit Beschluss vom 23. A pril 2024 das schriftliche V erfahren ange­

ordnet worden war (Urk. 52), verwies das S tadtrichteramt mit E ingabe vom 13. Mai 
2024 (Datum P oststempel) für seine Berufungsbegründung auf seine E ingabe vom 
7. März 2024 (Urk. 54), welche anschliessend der Beschuldigten z ur E rstattung der 
B erufungsantwort und der V orinstanz zur freigestellten V ernehmlassung zugestellt 
wurde (Urk. 55). Letztere erklärte den V erz icht auf V ernehmlassung (Urk. 57). Die 

Beschuldigte erstattete innert erstreckter F rist (Urk. 60) unter dem Datum vom 
24. J uni 2024 fristgerecht ihre Berufungsantwort unter Beilage einer Honorarnote 
ihres V erteidigers und stellte die eingangs zitierten A nträge (Urk. 61 f.), was dem 
S tadtrichteramt zur freigestellten S tellungnahme zugestellt wurde (Urk. 63). Mit 
E ingabe vom 28. J uni 2024 (Datum P oststempel) erklärte das S tadtrichteramt den 
V erz icht auf S tellungnahme (Urk. 65). Damit erweist sich das V erfahren als spruch-

II. Prozessuales

1. G emäss Art. 402 S tP O in V erbindung mit Art. 437 S tP O wird die R echtskraft 
des angefochtenen Urteils im Umfang der Anfechtung gehemmt. Das S tadtrichter­
amt beantragt im Berufungsverfahren einen S chuldspruch anstelle des vorinstanz ­
lichen F reispruchs (Urk. 48; Urk. 54). Die Berufung richtet sich mithin gegen das 
gesamte vorinstanzliche Urteil, womit keine Dispositivz iffer in R echtskraft erwach­
sen ist.



2. Bilden -  wie im vorliegenden F all -  ausschliesslich Übertretungen G egen­
stand des erstinstanzlichen Hauptverfahrens, so kann mit der Berufung nur geltend 

gemacht werden, das Urteil sei rechtsfehlerhaft oder die F eststellung des S achver­
halts sei offensichtlich unrichtig oder beruhe auf einer R echtsverletzung (Art. 398 
Abs. 4 S tP O).

2.1. Betreffend den S achverhalt hat das Berufungsgericht konkret nur zu prüfen, 
ob dieser durch die V orinstanz  offensichtlich unrichtig, d.h. willkürlich, festgestellt 
wurde. R elevant sind dabei klare F ehler bei der S achverhaltsermittlung, wie na­
mentlich V ersehen, Irrtümer oder offensichtliche Diskrepanzen zwischen der sich 
aus den A kten sowie der Hauptverhandlung ergebenden Beweislage auf der einen 
und der Urteilsbegründung auf der anderen S eite. W eiter kommen insbesondere 
F älle in Betracht, in denen die gerügte S achverhaltsfeststellung auf einer V erlet­
zung von Bundesrecht, in erster Linie von V erfahrensvorschriften der S tP O selbst, 
beruht. G esamthaft gesehen sind K onstellationen relevant, die als willkürliche 
S achverhaltserstellung zu qualifiz ieren sind (vgl. J o s i t s c h /S c h m id , P K  S tP O,
4. A uflage 2023, N 12 f. zu Art. 398 S tP O; B A h l e r , BS K  S tP O, 3. A uflage 2023, 
N 6 zu Art. 398 S tP O; Urteil des Bundesgerichts 6B_ 696/2011 vom 6. März 2012 
E . 2.1). W illkür bei der Beweiswürdigung liegt vor, wenn der angefochtene E nt­
scheid offensichtlich unhaltbar ist oder mit der tatsächlichen S ituation in klarem W i­
derspruch steht. Dass eine andere Lösung oder W ürdigung ebenfalls  vertretbar er­
scheint oder gar vorzuziehen wäre, genügt nicht (vgl. BG E  147 IV  73 E. 4.1.2; 146 

IV  88 E . 1.3.1).

2.2. W eiter wird das angefochtene Urteil auf R echtsverletzungen bei der durch 
die V orinstanz  vorgenommenen rechtlichen W ürdigung überprüft. Dabei liegt keine 
E inschränkung der Überprüfungsbefugnis vor; sämtliche R echtsfragen sind mit 
freier K ognition zu prüfen, und zwar nicht nur materiellrechtliche, sondern auch pro­
zessuale ( Z im m e r l in , S K  S tP O, 3. A uflage 2020, N 23 zu Art. 398 S tP O).

2.3. Neue Behauptungen und Beweise können in diesem V erfahren nicht vorge­
bracht werden (Art. 398 Abs. 4 S tP O; vgl. auch statt vieler Urteil des Bundesge­
richts 6B _ 126/2019 vom 12. A ugust 2019 E. 1.2). Neu im S inne dieser Bestim-
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mung sind T atsachen und Beweise, die im erstinstanzlichen V erfahren nicht vorge­
bracht wurden. Nicht darunter fallen demgegenüber Beweise, die beantragt, erstin­
stanzlich jedoch abgewiesen oder gar nicht geprüft wurden (vgl. B ä h l e r , 

BS K  S tP O, a.a.O., N 6 zu Art. 398 S tP O). Nachdem die Beschuldigte ihre Beweis ­
anträge bereits vor V orinstanz stellen liess (vgl. Urk. 39 S . 1 + S . 4 f.), welche von 

der V orinstanz  unbehandelt blieben, kann sie diese im Berufungsverfahren erneu­
ern. Die von ihr im Berufungsverfahren erneuerten Beweisanträge (vgl. Urk. 61 S . 1 
+ S. 3) sind indes angesichts des V erfahrensausgangs - wie nachfolgend zu zeigen
ist, ist der vorinstanzliche F reispruch auch zweitinstanzlich aus anderen G ründen 

zu bestätigen - nicht weiter von R elevanz, so dass sich deren A bnahme erübrigt.
A uf die beantragte Beweisergänzung ist folglich zu verz ichten und die Beweisan­
träge sind abzuweisen. Das V erfahren ist spruchreif.

III. Sachverhalt

1. Das S tadtrichteramt wirft der Beschuldigten gemäss S trafbefehl Nr. 2021- 
058-768 vom 4. J anuar 2023 zusammengefasst vor, am 8. November 2021, um 
19.10 Uhr, an der Zollstrasse in Z ürich zumindest eventualvorsätz lich an einer nicht 
bewilligten politischen Kundgebung der G ruppierung "MA S S -V O L L !" teilgenommen 
zu haben, wobei gegen sie bereits z uvor eine mündliche W egweisung 1, gültig von 
17.49 Uhr bis 23.00 Uhr, für das ganze S tadtgebiet der S tadt Zürich, ausgespro­

chen worden sei. Dennoch habe sich die Beschuldigte um 19.10 Uhr an der Z oll­
strasse in Z ürich aufgehalten, wodurch s ie zusätzlich die W egweisung 1 missachtet 
und damit mindestens eventualvorsätz lich auch eine polizeiliche A nordnung nicht 
befolgt habe (Urk. 9 S . 1).

2. Die Beschuldigte anerkannte, am 8. November 2021 an der obgenannten 
K undgebung teilgenommen zu haben und bestreitet weder den E rhalt der W egwei­
sung 1 noch denjenigen der W egweisung 2, macht jedoch geltend, dass die K und­
gebung angekündigt gewesen und sie davon ausgegangen sei, dass es sich um 
eine bewilligte K undgebung gehandelt habe. F erner lässt sie die R echtmässigkeit 
der ausgesprochenen W egweisungen und des damit einhergehenden K undge­
bungsverbots bestreiten. S ie habe das V erfahren so lange weitergezogen, weil sie
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das R echt habe, ihre Meinung kundzutun, auch wenn diese kontrovers sei (P rot. I
S . 8 ff.; Urk. 39 S . 16 ff.).

3. Die V orinstanz sah es zwar als erstellt an, dass die verfahrensgegenständ­
liche Kundgebung, an welcher die Beschuldigte anerkanntermassen teilnahm, nicht 
bewilligt war. In subjektiver Hinsicht kam die V orinstanz  jedoch zum S chluss, dass 

die Beschuldigte nicht von einer fehlenden Bewilligung habe ausgehen müssen, 
zumal sich nicht erstellen lasse, dass die K undgebungsteilnehmer vor der A nhal­
tung durch die P olizei abgemahnt worden seien. Nachdem der Beschuldigten nicht 
nachgewiesen werden könne, dass sie vom unbewilligten C harakter der K undge­

bung K enntnis gehabt habe oder hätte haben müssen, könne ihr folgerichtig auch 
nicht nachgewiesen werden, dass sie durch die T eilnahme an einer unbewilligten 
Demonstration die öffentliche S icherheit und Ordnung gefährdet habe. Dement­

sprechend seien auch die W egweisung 1 und später die W egweisung 2 zu Unrecht 
ausgesprochen worden, weshalb die Beschuldigte sowohl vom V orwurf der T eil­
nahme an einer nicht bewilligten Kundgebung als auch von jenem des Nichtbefol- 
gens einer polizeilichen A nordnung durch Missachten einer W egweisung 1 freizu­

sprechen sei (Urk. 47 S . 7 ff.).

4. Im R ahmen der Berufungserklärung und -begründung führte das S tadtrich­
teramt demgegenüber aus, dass entgegen der V orinstanz  auch der subjektive T at­
bestand erfüllt sei, nachdem die Beschuldigte mindestens in K auf genommen habe, 
dass es sich um eine unzulässige Kundgebung handle. Das S tadtrichteramt erwog
im W esentlichen, dass es jeder verständigen P erson klar sein müsse, dass eine 
solche Kundgebung einer Bewilligung bedürfe, zumal hierfür ein einz iger Blick in 
die einschlägigen G esetzesbestimmungen genüge. E s liege dementsprechend in 
der V erantwortung jedes E inzelnen, der an einer solchen K undgebung teilnehmen
wolle, sich vorgängig über die V oraussetzungen der Z ulässigkeit einer solchen zu 
informieren und entsprechende Abklärungen vorzunehmen. W er sich nicht darüber 
informiere und entsprechende Abklärungen unterlasse, nehme damit mindestens 
in Kauf, dass die Kundgebung nicht gesetzeskonform und damit unzulässig sei. 
E ntgegen der V orinstanz sei es unzureichend, sich darauf zu verlassen, dass ei­
nem das F ehlen einer entsprechenden Bewilligung ohne eigenes Z utun von der
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Behörde mitgeteilt werde. Die Beschuldigte habe sich nicht ansatzweise darum be­

müht, in E rfahrung zu bringen, ob eine Bewilligung für die K undgebung vom 8. No­
vember 2021 V orgelegen habe. W er sich wie die Beschuldigte einzig auf seine 
F reunde verlasse, nehme eine F ehlinformation mindestens in K auf (vgl. Urk. 48
S . 4 f.).

5. Das S tadtrichteramt stellt mit diesen A usführungen seine eigene A nsicht je ­

ner der V orinstanz  gegenüber, ohne damit aufzuzeigen, inwiefern die vorinstanzli­
che Beweiswürdigung mit der tatsächlichen S ituation in offensichtlichem W ider­
spruch stünde bzw. geradezu willkürlich sein sollte. Das S tadtrichteramt macht im 
W esentlichen nur geltend, dass sich die Beschuldigte eingehender hätte darüber 
informieren müssen, ob die K undgebung bewilligt worden sei. Darüber hinaus be­
fasst sich das S tadtrichteramt jedoch nicht mit der gesamten Beweislage und zeigt 

namentlich nicht auf, in welchen P assagen und aus welchen G ründen die 
V orinstanz  mit ihren F eststellungen geradezu in W illkür verfallen ist. Die A usfüh­
rungen des S tadtrichteramtes erweisen sich insofern -  wie auch nachstehend 
nochmals zu zeigen ist -  als unbehilflich.

6. Hinsichtlich des V orwurfs der T eilnahme an einer nicht bewilligten K undge­
bung ist mit der V orinstanz  vorab festzustellen, dass es sich in objektiver Hinsicht 

um eine nicht bewilligte Demonstration gehandelt hat, nachdem für die verfahrens ­
gegenständliche Kundgebung letztlich keine Bewilligung vorgelegt werden konnte. 
E in gegenteiliger S chluss lässt auch der (mehrheitlich geschwärzte) J ournalauszug 
der Kantonspolizei Zürich nicht zu, woraus hervorgeht, dass V iola R ossi als mut­

massliche Organisatorin der K undgebung am 8. November 2021, um 09:37 Uhr, 
telefonisch angekündigt hatte, dass um 17:30 Uhr eine S pontandemonstration 
stattfinden werde, bei welcher 100 bis 200 P ersonen zu erwarten seien (vgl. 
Urk. 20/1 S . 1), lässt sich eine solche A nkündigung doch nicht mit einer 
(S pontan-)Bewilligung gleichsetzen (vgl. hierzu Urk. 3 und Urk. 32).

6.1. Auch wenn in objektiver Hinsicht keine Bewilligung vorlag, ist mit der V or­
instanz zugunsten der Beschuldigten jedoch davon auszugehen, dass sie von de­
ren F ehlen keine K enntnis hatte. Die Beschuldigte gab von Beginn weg konstant



zu P rotokoll, davon ausgegangen zu sein, dass es sich um eine bewilligte K undge­
bung gehandelt habe, ansonsten sie nicht teilgenommen hätte. Dass die K undge­
bung bewilligt worden sei, hätten ihr F reunde mitgeteilt und sie habe das auch 
selbst mitbekommen (vgl. zum G anzen Urk. 1 S . 2; Urk. 29 S . 2; P rot. I S . 8), was 
insofern glaubhaft wirkt, als sich auch die Organisatorin V iola R ossi nach der ersten 

W egweisung gegenüber der P olizei sichtlich überrascht zeigte, da auch sie offen­
bar von einer bewilligten Kundgebung auszugehen schien (vgl. Urk. 20/1 S . 1 ["Fr. 

Rossi: Wir haben die Spontan-Demo heute Morgen angekündigt. Nun erhalten wir

vom Einsatzleiter Hr. Wüger eine Wegweisung. Die ist rechtswidrig. Bitte informie­

ren Sie Hr. Wüger von unserer Anmeldung von heute Morgen."]). Der A nsicht des 

S tadtrichteramtes, dass sich die Beschuldigte nicht ansatzweise darum bemüht 
habe, sich über die Z ulässigkeit der K undgebung zu informieren, kann mithin nicht 
gefolgt werden. Hinzu kommt, dass sich aufgrund der Aktenlage nicht erstellen 
lässt, dass die P olizei die Demonstrierenden über den unbewilligten C harakter der 
K undgebung in Kenntnis gesetzt hat, zumal sich namentlich kein entsprechender 
Hinweis in den P olizeirapporten findet (vgl. Urk. 1 und Urk. 8) und sich auch der 
E insatzleiter nicht daran zu erinnern vermochte, ob die T eilnehmer auf den Um­
stand der fehlenden Bewilligung hingewiesen wurden (vgl. Urk. 28 S . 3). E inzig die 
P olizistin Martina G rab glaubte sich daran zu erinnern, dass der Z ugführer die T eil­
nehmer der Demonstration via Megaphon über die S achlage informiert habe (vgl. 
Urk. 28 S . 2 f.). W enn die V orinstanz  vor diesem Hintergrund erwägt, dass in A n­
betracht der G esamtumstände vielmehr die V ermutung naheliege, dass  es wegen 
des schnellen V orgehens der P olizei zu keiner vorgängigen A bmahnung der T eil­
nehmer gekommen sei, steht das in Übereinstimmung mit der A ussage der Be­
schuldigten (P rot. I S . 9) und erscheint mindestens nicht willkürlich. Die V orinstanz 
hat die S achverhaltsdarstellung des S trafbefehls in Beachtung des G rundsatzes in 
"in dubio pro reo" zu R echt in Z weifel gezogen und auf die S achdarstellung der 
Beschuldigten abgestellt, wonach sie von der fehlenden Bewilligung der K undge­
bung keine K enntnis hatte.

6.2. S chlussfolgernd ist der von der V orinstanz gezogene S chluss, dass der Be­
schuldigten zwar ihre T eilnahme an der Kundgebung nachgewiesen werden könne, 
jedoch nicht, dass sie von deren unbewilligten C harakter Kenntnis gehabt habe
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oder hätte haben müssen (Urk. 47 S . 9), bei gegebener Beweislage mithin nicht 
offensichtlich unrichtig bzw. willkürlich im S inne von Art. 398 Abs. 4 S tP O. F olglich 
besteht kein Anlass, von diesem S achverhalt, wie ihn die V orinstanz  erstellt hat, 
abzuweichen. Davon ausgehend erweist sich auch der vorinstanz liche F reispruch 
vom V onwurf der T eilnahme an einer nicht bewilligten K undgebung im S inne von 

Art. 21 Abs. 1 und Art. 26 lit. c  der V erordnung über die Benutzung des öffentlichen 
G rundes der S tadt Z ürich (V BöG /Z H) in V erbindung mit Art. 26 der A llgemeinen 
P olizeiverordnung der S tadt Zürich (AP V /Z H) als  zutreffend (Urk. 47 S . 7 ff.; Art. 82 
Abs. 4 S tP O). Z war wurde das V BöG /Z H per 1. November 2022 durch das R egle­
ment über die Benutzung des öffentlichen G rundes der S tadt Z ürich (R BöG /ZH) 
ersetzt, jedoch wurden die vorliegend einschlägigen G esetzesbestimmungen der 
V BöG /Z H unverändert ins R BöG /ZH übernommen, weshalb sich das neue R echt 

nicht als milder erweist (vgl. Art. 2 S tG B) und die V orinstanz  zu R echt das alte 
R echt zur A nwendung brachte.

6.3. S oweit das S tadtrichteramt im Berufungsverfahren erstmals  argumentiert, 
dass sich die Beschuldigte eventualiter der fahrläss igen T eilnahme an einer nicht 
bewilligten Demonstration im S inne von Art. 21 A bs. 1 i.V .m. Art. 26 lit. c  V BöG  

sowie Art. 26 A P V  schuldig gemacht habe (Urk. 48 S . 2 + S . 5 f.), so s tütz t es sich 
auf einen vom eingeklagten abweichenden S achverhalt; eingeklagt ist einzig die 
vorsätz liche bzw. eventualvorsätz liche T eilnahme an einer nicht bewilligten De­
monstration (Urk. 9). Nachdem die A nklageschrift die der beschuldigten P erson zur 
Last gelegten Delikte in ihrem S achverhalt so präz ise zu umschreiben hat, dass die 

V orwürfe im objektiven und subjektiven Bereich genügend konkretis iert sind, wozu 
nebst der zureichenden Umschreibung der T atbestandsmerkmale auch die S chuld­
form gehört (Urteil des Bundesgerichts 6B _ 633/2015 vom 12. J anuar 2016 
E . 1.3.2), steht e iner V erurteilung wegen fahrläss igen T eilnahme an einer nicht be­
willigten Demonstration von vornherein das A nklageprinz ip entgegen. V or diesem 
Hintergrund kann denn letztlich auch offen bleiben, ob eine fahrläss ige T atbege­

hung überhaupt unter S trafe steht (zustimmend das S tadtrichteramt in Urk. 48
S . 5 f.; anderer Meinung die V erteidigung in Urk. 61 S . 7 f.).
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7. A uch hinsichtlich des weiteren V orwurfs der Missachtung einer polizeilichen 
Anordnung ist der V orinstanz mindestens im E rgebnis zuzustimmen, dass ein straf­
bares V erhalten der Beschuldigten zu verneinen ist.

7.1. Die Beschuldigte stellt weder die W egweisung 1 um 17.49 Uhr noch den 
Umstand, dass sie sich um 19.10 Uhr noch auf dem G ebiet der S tadt Z ürich aufge­
halten hat, in A brede. S ie führte diesbezüglich jedoch aus, dass sie sich friedlich 
verhalten und es für die K undgebungsteilnehmer gar keine C hance gegeben habe, 

irgendetwas zu sagen. Die Demonstration sei bereits abgewürgt worden, bevor sie 

überhaupt entstanden sei (P rot. I S . 9 f.). Damit ist auch hinsichtlich dieses V or­
wurfs der äussere S achverhalt, wie er im S trafbefehl vom 4. J anuar 2023 umschrie­
ben wurde, erstellt, wobei die Beschuldigte wie erwogen die R echtmässigkeit der 
ausgesprochenen W egweisungen und des damit einhergehenden K undgebungs ­

verbots bestreitet (vgl. Prot. I S . 10; Urk. 39 S . 16 ff.).

7.2. Dem P olizeirapport vom 16. November 2021 ist einzig zu entnehmen, dass 
um 17.49 Uhr die W egweisung 1 aufgrund einer G efährdung der öffentlichen S i­
cherheit und Ordnung durch die T eilnahme an einer unbewilligten Demonstration 
im R aum Zürich HB ausgesprochen wurde (Urk. 1 S . 2). Die P olizei ist gestützt auf 
§ 33 lit. a P olizeigesetz Kanton Zürich (P olG /Z H) zwar grundsätz lich befugt, mittels 
sogenannter mündlicher W egweisung 1 eine P erson von einem Ort für längstens 

24 S tunden wegzuweisen oder fernzuhalten, wenn die P erson oder eine A nsamm­
lung von P ersonen, der sie angehört, die öffentliche S icherheit oder Ordnung ge­
fährdet. W ie die V orinstanz  jedoch zutreffend erwägt, lässt sich nicht erstellen, was 
der Beschuldigten vor bzw. anlässlich der mündlichen W egweisung 1 durch den 
wegweisenden P olizisten mitgeteilt wurde. Hierfür liegen keinerlei Beweise vor. 
Hinzu kommt, dass zwar aktenkundig ist, dass in den sozialen Medien z ur S pon­
tandemonstration aufgerufen wurde und die P olizei ungefähr 100 bis 200 T eilneh­
mererwartete, jedoch fehlen jegliche A ngaben dazu, wie sich die S ituation hinsicht­
lich der Anzahl P ersonen bzw. der G rösse der Menschenansammlung zum Z eit­
punkt der W egweisung 1 am Hauptbahnhof Zürich tatsächlich präsentierte. A lle zur 
Kundgebung vorhandenen A ngaben beziehen sich im W esentlichen auf den Z eit­
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punkt ab 18.15 Uhr, als sich der Demonstrationszug durch die Z ollstrasse in R ich­
tung Hauptbahnhof bewegte. Ob bzw. in welchem A usmass eine G efährdung oder 
sogar S törung der öffentlichen S icherheit und Ordnung bereits um 17.49 Uhr bzw. 

zum Z eitpunkt der W egweisung 1 der Beschuldigten am Hauptbahnhof Zürich vor­
lag, bleibt damit unklar, zumal auch die anwesende P olizistin Martina G rab angab, 

dass sich aufgrund der P olizeipräsenz nicht s ehr viele Leute im Hauptbahnhof ein­
gefunden hätten (vgl. Urk. 28 S . 2). E ine eigentliche Überprüfung der A ngemessen­
heit resp. Nichtigkeit der W egweisung 1 auf ihre V ereinbarkeit mit den gesetz lichen 
V orgaben gemäss § 33 lit. a P olG /ZH lässt sich basierend darauf nicht vornehmen, 
wobei angesichts der T atsache, dass auch der Demonstrationszug in der Z oll­

strasse nur gerade 15 P ersonen umfasste, die G efährdung der öffentlichen S icher­
heit und Ordnung selbst unter Berücksichtigung der damaligen epidemiologischen 
Lage als mindestens fraglich erscheinen lässt. Mit der V orinstanz ist deshalb zu­
gunsten der Beschuldigten davon auszugehen, dass von ihr -  mindestens in jenem 
Zeitpunkt, als die W egweisung 1 ausgesprochen wurde -  keine G efährdung der 
öffentlichen S icherheit und Ordnung ausging und diese zu Unrecht ausgesprochen 

wurde. F olglich ist die Beschuldigte auch zweitinstanzlich vom V orwurf des vorsätz ­
lichen Nichtbefolgens einer polizeilichen A nweisung durch Missachten einer W eg­
weisung 1 im S inne von Art. 4 A P V  i.V .m. Art. 26 A P V  freizusprechen.

8. Z usammenfassend liegt weder eine offensichtlich unrichtige F eststellung 
des S achverhalts noch eine R echtsverletzung durch die V orinstanz vor. Der A nkla ­
gesachverhalt lässt sich demnach nicht erstellen und der Beschuldigten kann kein 
strafbares V erhalten vorgeworfen werden. S ie ist demgemäss auch zweitinstanz ­
lich vollumfänglich freizusprechen.

IV. Kosten- und Entschädigungsfolgen

1. Das vorinstanzliche K osten- und E ntschädigungsdispositiv (Z iffer 2 bis 4) ist 
ausgangsgemäss zu bestätigen.

2. Die Kosten des R echtsmittelverfahrens tragen die P arteien nach Massgabe 
ihres Obsiegens oder Unterliegens (Art. 428 A bs. 1 S tP O). Das S tadtrichteramt



13 -

unterliegt mit seinem A ntrag auf S chuldspruch vollumfänglich. Unterliegt das S tadt­

richteramt, trägt der verfahrensführende Kanton die Kosten (vgl. J o s i t s c h /S c h m id , 

P K  S tP O, a.a.O., N 3 zu Art. 428 S tP O). Die G erichtsgebühr fällt deshalb ausser 

A nsatz.

3. F ür das Berufungsverfahren ist der Beschuldigten ausgangsgemäss eine 
P rozessentschädigung zuzusprechen. Die erbetene V erteidigung macht für ihre 

A ufwendungen und Barauslagen im Berufungsverfahren F r. 1'108 -  (inkl. 8,1 % 

MW S T ) geltend (Urk. 62). Diese sind ausgewiesen und erscheinen angemessen. 

F olglich ist der V erteidigung gestützt auf Art. 429 A bs. 3 S tP O antragsgemäss eine 
P rozessentschädigung von Fr. 1'108.— (inkl. 8,1 %  MW S T ) aus der G erichtskasse 
zuzusprechen.

Es wird erkannt:

1. Die Beschuldigte ist nicht schuldig und wird vollumfäng­

lich freigesprochen.

2. Das erstinstanzliche K osten- und E ntschädigungsdispositiv (Z iff. 2 bis 4) wird 

bestätigt.

3. Die zweitinstanzliche G erichtsgebühr fällt ausser Ansatz .

4. R echtsanwalt Dr. iur. Markus Z ollinger wird für seine A ufwendungen für die 
V erteidigung der Beschuldigten im Berufungsverfahren eine P rozessent­
schädigung von Fr. 1 '108.-  (inkl. 8,1 % MW S T ) aus der G erichtskasse zuge­
sprochen.

5. S chriftliche Mitteilung in vollständiger A usfertigung an

die V erteidigung im Doppel für sich und zuhanden der Beschuldigten
das S tadtrichteramt der S tadt Zürich
die O berstaatsanwaltschaft des K antons Z ürich
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sowie nach A blauf der R echtsmittelfrist bzw. E rledigung anfälliger R echts ­

mittel an

die V orinstanz
die Kantonspolizei Zürich, KDM-ZD-DR , mit separatem S chreiben 
gemäss § 54a PolG.

6. G egen diesen E ntscheid kann bunde s re c htlic he  B es c hwerde in S tra fs a ­
chen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 T agen, von der Z ustellung der vollständigen,
begründeten A usfertigung an gerechnet, bei der I. strafrechtlichen Abteilung 
des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundesge- 
richtsgesetzes vorgeschriebenen W eise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen 
richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichtsge- 

setzes.

Obergericht des Kantons Zürich
II. S trafkammer

Zürich, 24. F ebruar 2025

Die P räsidentin:A7 y 'L
Oberrichterin lic. iur. Bertschi

Die G erichtsschreiberin:

r—S<~ ----- -

MLaw Brülisauer



Stadt Zürich
S tadtrichteramt

S tra fb e fe h l Nr. 2021-058-768

Das S tadtrichteramt hat am 04. J anuar 2023 
gegen

- vertreten durch K ruse P hilipp, Zürich
wegen v o rs ä t z l i c he r Widerhandlung gegen die Verordnung über die Benutzung des 
öf f e nt l i c hen Grundes durch Tei lnahme an e i ner n i c ht  be wi l l i gt e n V erans ta l tung 
im öf f e nt l i c he n Raum, indem di e Bes c hul di gte gemäss p o l i z e i l i c h e r  F es t s te l l ung 
am 8. November 2021, um 19.10 Uhr, i n Züri c h 5 an der Z ol l s t ra s s e  14 vors ä tz ­
l i c h  oder zumindest eventual  v o rs ä t z l i c h  an e i ner po l i t i s c he n Kundgebung t e i l -  
nahm, f ür welche die e rf o rde rl i c he  Bewi l l i gung ni c ht  vorl ag und zu welc her 
Kundgebung, di e  s i ch gegen di e am 8. November 2021 s tartende na t i ona l e  i mpf - 
kampagnen-Woche und deren Massnahmen, s pe z i e l l  das Impf dorf  am Hauptbahnhof  
Züri c n,  r i c ht e t e ,  durch di e  Gruppi erung " ma s s -V OL L ! "  i n den S ozia l en Medien 
aufgerufen worden war, sodass s i c h um ca. 18.15 Uhr ca. 15 Personen mi t  MASS- 
VOLL-Fahnen und Glockengeläut i n Züri c h 5 durch di e  Z o l l s t ra s s e  i n R ichtung 
Bahnhofshal le des Hauptbahnhofs Züri c h bewegten, wobei durch di e P ol i ze i  auf  
der Höhe z o l l s t ra s s e  14 K ont rol l en von Kundgebungstei lnehmenden durc hgef ührt  
wurden und s i c h die Bes c hul di gte unter den K o nt ro l l i e rt e n befand, worauf  die 
Bes chuldigte zum zwei ten Mal aus der S tadt Züri c h weggewiesen wurde, womit die 
Beschuldigte an e i ner ni c ht  be wi l l i gt e n pol i t i s c he n Kundgebung im öf f e nt l i c he n 
Raum tei lnahm, was s i e bei ihrem Tun denn auch a l l e s  wusste und wol l t e  oder 
zumindest i n Kauf  nahm sowie

wegen, vors ä tz l i c he n Ni c htbef ol gens  e i ner po l i z e i l i c he n Anordnung durch Miss ­
achten e i ner wegweisung 1, i ndem.s i c h di e Bes c hul di gte v o rs ä t z l i c h  oder zumin­
dest eventual  vors ä t z l i c h am 8. November 2021, um 19.10 Uhr, i n Züri c h 5 an der 
Z ol l s t ra s s e  14 a uf hi e l t ,  obschon gegen s i e  zuvor s e i tens  der P ol i ze i  eine 
mündl iche Wegweisung 1 ( g ü l t i g  vom 8. November 2021/ 17.49 Uhr bi s  8. November 
2021/ 23.00 Unr) ausgesprochen worden war und i h r  dabei a us drück l i c h unters agt  
worden war, das ganze S ta dtgebi e t  der S tadt Züri c h während des vorgenannten 
Zei traums zu betreten bzw. s i c h we i t e rhi n i n diesem auf zuha l ten,  womit di e  Be­
s c huldi gte e i ner po l i z e i l i c he n Anordnung ni c ht  Folge l e i s t e t e , was s i e  nach 
mündl icher Eröf fnung der Wegweisung denn auch a l l e s  wusste und wo l l t e  bzw. 
durch i h r  Verhal ten zumindest i n Kauf  nahm;

ges tützt  auf  A rt .  21 Abs. 1 VBöG, A rt .  4 a p v  

in Anwendung von A rt .  26 l i t . c VBÖG, A rt .  26 APV

v e r f ü g t :

1. Die B eschuldigte wird bestraft mit e iner Busse (kein E intrag im S trafregister) von 300.00 Fr.
und hat ausserdem die Kosten, bestehend in
K osten- und G ebührenpauschale 330.00 Fr.

Total:. 630.00 Fr.

zu bezahlen. Die Z ahlungsfrist beträgt 30 T age ab Z ustellung dieses S trafbefehls.

E rfolgt die Z ahlung nicht innert F rist, wird eine Mahngebühr von Fr. 20.00 erhoben.

2. Bezahlt die Beschuldigte die B usse schuldhaft nicht, tritt an deren S telle eine unbedingte E rsatzfrei­
heitsstrafe von 3 Tagen.

3. E rsatz freiheitsstrafe siehe R ückseite bzw. Beiblatt.

4. Mitteilung an
- den R echtsvertreter gegen E mpfangsbestätigung



fj. E insprache: Innert 10 T agen ab Z ustelldatum (s iehe R ückseite bzw. Beiblatt) . Das E inspracheverfah­
ren is t kostenpflichtig.

S tadtrichterin

GU
lic.iur. C hristine Zenklusen 
O rlé



E rlä uterungen

1. R e c hts k ra ft
Der S trafbefehl (B ussen- und K osten entscheid samt allfälligem E ntscheid über die F reigabe oder E inz iehung beschlag­
nahmter G egenstände) wird zum rechtskräftigen Urteil, wenn innert der E insprachefris t von 10 K alender- tagen ab Zu- 
stelldatum keine gültige  E insprache erhoben wird.

2. F ris tb e re c hnung
Die F rist beginnt am ersten T ag nach der Z ustellung zu laufen. Nach abgelaufener F rist wird auf eine E ingabe grund­
sätz lich nicht mehr eingetreten. E ine F ris twiederherstellung kommt nur in F rage, wenn unverschuldete und schwer­
wiegende G ründe  z ur verpas s ten F ris t ge führt haben (A rt. 8 9 - 9 4  S tP O ).

3. Z a h lu n g s fris t
Die F rist von 30 T agen für die Z ahlung ist gewahrt, wenn der G esamtbetrag spätestens  am letzten Tag mit unten­
stehendem E inz ahlungsschein oder über unseren O nlineschalter mit K reditkarte bezahlt wurde. G esuche für R aten­
zahlungen sind schriftlich an untenstehende A dresse oder über unseren O nlineschalter auf unserer Ihternetseite einzu­
reichen.

4 . E ins prac he  / E ins pra c he fris t
G egen einen S trafbefehl kann unter A ngabe der V erfahrens-Nr. schriftlich an untenstehende A dresse E insprache erho­
ben werden. Die E insprachefris t von 10 K alendertagen ist gewahrt, wenn die E ingabe spätestens am letzten Tag 
der F rist beim S tadtrichteramt eingegangen oder der S chweizerischen P ost, e iner S chweizerischen diplomati- sehen 
oder konsularischen V ertretung übergeben worden ist. Das E inspracheformular kann im O nlineschalter als V orlage 
heruntergeladen werden.
Das  E in s pra c h e v e rfa h re n  is t k o s te n p flic h tig .  D ie  K os te n w e rde n d e r u nte rlie g e nd e n  P a rte i a ufe rle gt.

5. B e re c htigung z ur E ins pra c he
Z ur E insprache be re c htigt s ind die bes c huldigte  P ers on (pers önlic h ode r durc h e ine  schriftlic h bevollmäc htigte  
P erson), weitere B etroffene oder Drittpersonen, sofern diese ein rechtlich geschütz tes  Interesse an der A ufhebung oder 
Ä nderung des  S tra fbe fe hls  haben (A rt. 354 A bs . 1 und 382 A bs. 1 S tP O ).

6. F o rm v o rs c h rifte n
E ine E insprache ist mit einem Datum zü versehen und eigenhändig zu unterz eichnen. W ird eine E insprache elektro­
nisch übermittelt, muss  diese mit einer anerkannten elektronischen S ignatur versehen sein (Art. 110 S tP O). 
F ormungültige E insprachen (nicht eigenhändig unterzeichnet, fehlende V ollmacht, per E -Mail, per F ax) sowie ver­
s pätete E inga ben s ind ungültig.

7. S ä umnis folge n I V orla dunge n
Nach E rhebung der E insprache ist mit einer V orladung z ur E invernahme zu rechnen, weshalb A bwesenheiten dem 
S tadtric htera mt Z üric h z u melden s ind. U ne nts c huldigtes  N ic hters c he inen z ur E inverna hme  gilt a ls  R ückz ug der 
E insprache (A rt. 355 A bs . 2 S tP O ).

8. M a hngebühr und kos te npflic htige  b e tre ibungs re c htlic he  Mas s na hme n
Bei verspäteter B ezahlung der Busse und G ebühren wird eine Mahngebühr von F r. 2 0 . -  erhoben und gegebenen­
falls  eine kostenpflichtige Betreibung eingeleitet.

9. E rs a tz fre ihe its s tra fe
W ird die B usse nic ht inne rt F ris t bez a hlt und ve rlä uft die B etreibung e rgebnis los , wird die a ngedrohte  F re iheits ­
strafe vollz ogen.

S tadt Z üric h 
S ta dtric hte ra mt 
V e rw a ltungs z e ntrum E ggbühl 
E ggbühls tra s s e  23 
P os tfa c h, 8050 Z ü ric h

O n lin e s c h a lte r/F o rm u la re /M e rk b lä tte r:
s ta d t-z u e ric h .c h /s ta d tric h te ra m t



Obergericht des Kantons Zürich
II. Strafkammer

1 ü. März 2025

EINGANG:

ZOLLINGER.LEGAL

Geschäfts-Nr.: SU230075-0/U/ad

Mitwirkend: Oberrichterin lic. iur. Bertschi, Präsidentin, Oberrichter lic. iur. Wen- 

ker und Oberrichter lic. iur. Amsler sowie Gerichtsschreiberin lic. iur. 

Leuthard

Stadtrichteramt Zürich, Verwaltungszentrum Eggbühl, Eggbühlstr. 23, Postfach, 

8050 Zürich,

Untersuchungsbehörde und Berufungsklägerin

Beschuldigter und Berufungsbeklagter

verteidigt durch Rechtsanwalt Dr. iur. Markus Zollinger, ZOLLINGER.LEGAL, 

Dorfstr. 53, 8105 Watt

betreffend Übertretung der allgemeinen Polizeiverordnung der Stadt Zürich

Berufung gegen ein Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - Ein­

zelgericht, vom 28. August 2023 (GC230089)

Urteil vom 24. Februar 2025

in Sachen

gegen



-  2 -  

Strafbefehl:

Der Strafbefehl des Stadtrichteramtes Zürich vom 14. September 2022 ist diesem 

Urteil beigeheftet (Urk. 2).

Urteil der Vorinstanz:

1. Der Einsprecher ist nicht schuldig und wird freigesprochen.

2. Die Entscheidgebühr fällt ausser Ansatz.

3. Die Kosten des StadtrichteramtsZürich im Betrag von Fr. 750 - (Fr. 2 5 0 -  

Kosten gemäss Strafbefehl Nr. 2022-004-228 vom 14. September 2022 so­

wie Fr. 500 -  nachträgliche Untersuchungskosten) werden dem Stadtrichter­

amt Zürich zur Abschreibung überlassen.

4. Dem Einsprecher wird eine Prozessentschädigung von pauschal Fr. 1 '200 -

(inkl. Mehrwertsteuer und Barauslagen) für die anwaltliche Verteidigung aus

der Gerichtskasse zugesprochen.

Berufunqsanträge:

a) des Stadtrichteramtes Zürich:

(Urk. 43 S. 2)

1. Der Einsprecher und Berufungsbeklagte sei im Sinne des Strafbefehls 

2022-004-228 vom 14. September 2022 schuldig zu sprechen.

2. Der Einsprecher und Berufungsbeklagte sei mit einer Busse in der 

Höhe von Fr. 200.00 zu bestrafen und es sei eine Ersatzfreiheitsstrafe 

von 2 Tagen festzusetzen.

3. Dem Einsprecher und Berufungsbeklagten seien die Strafbefehls­

kosten und die entstandenen Untersuchungskosten nach Einsprache 

vollumfänglich aufzuerlegen.
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4. Die Kosten der Gerichte seien dem Einsprecher und Berufungsbeklag­

ten aufzuerlegen.

5. Dem Einsprecher und Berufungsbeklagten sei keine Entschädigung zu­

zusprechen.

Eventualanträge:

1. Der Einsprecher und Berufungsbeklagte sei der fahrlässigen Wider­

handlung gegen die Verordnung über die Benutzung des öffentlichen 

Grundes durch Teilnahme an einer nicht bewilligten Veranstaltung im 

öffentlichen Raum schuldig zu sprechen.

2. Der Einsprecher und Berufungsbeklagte sei mit einer Busse in der

Höhe von Fr. 200.00 zu bestrafen und es sei eine Ersatzfreiheitsstrafe 

von 2 Tagen festzusetzen.

3. Dem Einsprecher und Berufungsbeklagten seien die Strafbefehls­

kosten und die entstandenen Untersuchungskosten nach Einsprache 

vollumfänglich aufzuerlegen.

4. Die Kosten der Gerichte seien dem Einsprecher und Berufungsbeklag­

ten aufzuerlegen.

5. Dem Einsprecher und Berufungsbeklagten sei keine Entschädigung zu­

zusprechen.

b) des Verteidigers des Beschuldigten:

(Urk. 51 S. 1)

1. Es sei die Berufung abzuweisen und das erstinstanzliche Urteil zu be­

stätigen.

2. Die Kosten des Berufungsverfahrens seien auf die Gerichtskasse zu 

nehmen.



3. Dem Beschuldigten sei für das Berufungsverfahren eine Entschädi­

gung in noch zu beziffernder Höhe zuzusprechen.

- 4 -

Erwägungen: 

I. Verfahrensgang

1. Mit Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - Einzelgericht, vom 

28. August 2023 wurde der Beschuldigte im Sinne des eingangs wiedergegebenen 

Urteilsdispositives von Schuld und Strafe freigesprochen (Urk. 42 S. 14). Das Urteil 

wurde dem Beschuldigten mündlich eröffnet (Prot. I S. 12) und dem Stadtrichteramt 

Stadt Zürich (nachfolgend Stadtrichteramt) unter dem Datum vom 30. August 2023 

schriftlich im Dispositiv zugestellt (Urk. 35). Dagegen meldete das Stadtrichteramt 

tags darauf fristgerecht Berufung an (Urk. 36) und erstattete in der Folge mit Ein­

gabe vom 23. November 2023 (Datum Poststempel) unter Einhaltung der zwanzig­

tägigen Frist gemäss Art. 399 Abs. 3 StPO die schriftliche Berufungserklärung und 

-begründung (vgl. Urk. 43, vgl. Urk. 41/1).

2. Mit Präsidialverfügung vom 28. November 2023 wurde dem Beschuldigten 

eine Kopie der Berufungserklärung zugestellt und Frist angesetzt, um Anschluss­

berufung zu erheben oder um begründet ein Nichteintreten auf die Berufung zu 

beantragen (Urk. 44). Der Beschuldigte verzichtete mangels Beschwer auf An­

schlussberufung (Urk. 46) und reichte die in der vorerwähnten Verfügung angefor­

derten Unterlagen zu seiner finanziellen Situation ein (Urk. 47/1-4).

3. Nachdem das Stadtrichteramt mit der bereits begründeten Berufungserklä­

rung mitgeteilt hatte, dass auf eine Fristansetzung zur weiteren Berufungsbegrün­

dung im Sinne von Art. 406 Abs. 3 StPO verzichtet werden könne (Urk. 43 S. 3), 

wurde mit Beschluss vom 11. Januar 2024 das schriftliche Verfahren angeordnet 

und die Berufungserklärung dem Beschuldigten zur Erstattung der Berufungsant­

wort und der Vorinstanz zur freigestellten Vernehmlassung zugestellt (Urk. 48).



Letztere erklärte den Verzicht auf Vernehmlassung (Urk. 50 S. 3). Der Beschuldigte 

erstattete innert Frist unter dem Datum vom 16. Februar 2024 Berufungsantwort 

und stellte die eingangs zitierten Anträge (Urk. 51). Diese wurde dem Stadtrichter- 

amt zur freigestellten Stellungnahme zugestellt (Urk. 52). Mit Eingabe vom 22. Feb­

ruar 2024 (Datum Poststempel) erklärte das Stadtrichteramt den Verzicht auf Stel­

lungnahme (Urk. 54). Mit Präsidialverfügung vom 20. Juni 2024 wurde die am 

17. Juni 2024 nachgereichte Honorarnote der erbetenen Verteidigung (Urk. 56) 

dem Stadtrichteramt zur Wahrung des rechtlichen Gehörs zugestellt (Urk. 57). Das 

Stadtrichteramt verzichtete mit Eingabe vom 27. Juni 2024 (Datum Poststempel) 

auf Stellungnahme hierzu (Urk.59). Damit erweist sich das Verfahren als spruchreif.

II. Prozessuales

1. Gemäss Art. 402 StPO in Verbindung mit Art. 437 StPO wird die Rechtskraft 

des angefochtenen Urteils im Umfang der Anfechtung gehemmt. Das Stadtrichter­

amt beantragt im Berufungsverfahren einen Schuldspruch anstelle des vorinstanz­

lichen Freispruchs (Urk. 43). Die Berufung richtet sich mithin gegen das gesamte 

vorinstanzliche Urteil, womit keine Dispositivziffer in Rechtskraft erwachsen ist.

2. Bilden -  wie im vorliegenden Fall -  ausschliesslich Übertretungen Gegen­

stand des erstinstanzlichen Hauptverfahrens, so kann mit der Berufung nur geltend 

gemacht werden, das Urteil sei rechtsfehlerhaft oder die Feststellung des Sachver­

halts sei offensichtlich unrichtig oder beruhe auf einer Rechtsverletzung (Art. 398 

Abs. 4 StPO).

2.1. Betreffend den Sachverhalt hat das Berufungsgericht konkret nur zu prüfen, 

ob dieser durch die Vorinstanz offensichtlich unrichtig, d.h. willkürlich, festgestellt 

wurde. Relevant sind dabei klare Fehler bei der Sachverhaltsermittlung, wie na­

mentlich Versehen, Irrtümer oder offensichtliche Diskrepanzen zwischen der sich 

aus den Akten sowie der Hauptverhandlung ergebenden Beweislage auf der einen 

und der Urteilsbegründung auf der anderen Seite. Weiter kommen insbesondere 

Fälle in Betracht, in denen die gerügte Sachverhaltsfeststellung auf einer Verlet­

zung von Bundesrecht, in erster Linie von Verfahrensvorschriften der StPO selbst,
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beruht. Gesamthaft gesehen sind Konstellationen relevant, die als willkürliche 

Sachverhaltserstellung zu qualifizieren sind (vgl. Jo s it s c h /S c h mid , PK StPO,

4. Auflage 2023, N 12 f. zu Art. 398 StPO; Bä h l e r , BSK StPO, 3. Auflage 2023, 

N 6 zu Art. 398 StPO; Urteil 6B_696/2011 vom 6. März 2012, E. 2.1.)- Willkür bei

der Beweiswürdigung liegt vor, wenn der angefochtene Entscheid offensichtlich un­

haltbar ist oder mit der tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht. Dass 

eine andere Lösung oder Würdigung ebenfalls vertretbar erscheint oder gar vorzu­

ziehen wäre, genügt nicht (vgl. BGE 147 IV 73, E. 4.1.2.; 146 IV 88, E. 1.3.1.).

2.2. Weiter wird das angefochtene Urteil auf Rechtsverletzungen bei der durch die 

Vorinstanz vorgenommenen rechtlichen Würdigung überprüft. Dabei liegt keine

Einschränkung der Überprüfungsbefugnis vor; sämtliche Rechtsfragen sind mit 

freier Kognition zu prüfen, und zwar nicht nur materiellrechtliche, sondern auch pro­

zessuale (Z imme r l in , SK StPO, 3. Auflage 2020, N 23 zu Art. 398 StPO).

III. Sachverhalt

1. Das Stadtrichteramt wirft dem Beschuldigten gemäss Strafbefehl Nr. 2022- 

004-228 vom 14. September 2022 zusammengefasst vor, am 8. November 2021, 

um 18.50 Uhr, an der Zollstrasse in Zürich zumindest eventualvorsätzlich an einer 

nicht bewilligten politischen Kundgebung der Gruppierung MASS-VOLL teilgenom­

men und damit gegen die Verordnung über die Benutzung des öffentlichen Grun­

des verstossen zu haben (Urk. 2).

2. Der Beschuldigte liess diesen Vorwurf durch seine Verteidigung bestreiten, 

machte aber weder in der Untersuchung noch vor Vorinstanz Aussagen zur Sache 

(vgl. Urk. 17 und Prot. I S. 8 ff ).

3. Die Vorinstanz erwog in objektiver Hinsicht, es stehe nach Würdigung sämtli­

cher Beweismittel -  insbesondere dem Polizeirapport vom 20. Dezember 2021 

(Urk. 1), der Fotografie der Identitätskarte des Beschuldigten (Urk. 1/3) und der 

Aussagen des als Zeugen befragten Polizeibeamten Nicola Arnstein (Urk. 18) -  

fest, dass der Beschuldigte an der obgenannten Kundgebung teilgenommen habe
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(Urk. 42 S. 9). Zudem erachtete es die Vorinstanz aufgrund des Berichts der Stadt­

polizei Zürich vom 17. November 2021 als erstellt, dass die verfahrensgegenständ­

liche Kundgebung nicht bewilligt war (Urk. 42 S. 10 f.).

4. Die Verteidigung wendet sich im Berufungsverfahren nicht gegen die diesbe­

züglichen Feststellungen der Vorinstanz, sondern macht geltend, dass die Kund­

gebung angekündigt gewesen sei, weshalb der Beschuldigte davon ausgegangen

sei, dass es sich um eine bewilligte Kundgebung gehandelt habe. Ferner bringt sie 

für den Fall, dass das Gericht von der Teilnahme an einer unbewilligten Kundge­

bung ausgehen sollte, verschiedene Rechtfertigungsgründe vor (Urk. 51 S. 3 ff.).

5. In subjektiver Hinsicht kam die Vorinstanz zum Schluss, dass angesichts der 

Darstellung des Verteidigers sowie der Gesamtumstände davon auszugehen sei, 

dass der Beschuldigte sich über die Zulässigkeit der Kundgebung geirrt habe. Ins­

besondere habe der Beschuldigte nicht zu den Demonstrationsteilnehmern gehört, 

welche bereits zuvor am Europaplatz eine Wegweisung erhalten hätten. Zudem 

habe die Polizei den Demonstrationszug in der Folge an der Zollstrasse ohne vor­

gängige Warnung und Möglichkeit, sich vom Demonstrationszug zu entfernen, ein­

gekesselt. Schliesslich habe der Beschuldigte auch nie angegeben, dass es ihm

egal gewesen sei, ob eine Bewilligung für die Kundgebung Vorgelegen habe oder 

nicht. Es sei deshalb zu seinen Gunsten davon auszugehen, dass er an der De­

monstration nicht teilgenommen hätte, wenn er Kenntnis über die fehlende Bewilli­

gung gehabt hätte. Dementsprechend sei der Beschuldigte nach seiner Einschät­

zung des Sachverhalts zu beurteilen. Er sei davon ausgegangen, dass er an einer 

bewilligten Spontandemonstration teilnehme. Damit fehle es aber am Vorsatz, an 

einer unbewilligten Demonstration teilzunehmen. Eine fahrlässige Teilnahme an ei­

ner unbewilligten Demonstration sei nicht strafbar. Deshalb sei der Beschuldigte 

vom Vorwurf der Teilnahme an einer unbewilligten Kundgebung freizusprechen 

(Urk. 42 S. 12 f.).

6. Im Rahmen der Berufungserklärung führte das Stadtrichteramt demgegen­

über aus, dass entgegen der Vorinstanz auch der subjektive Tatbestand erfüllt sei, 

nachdem der Beschuldigte mindestens in Kauf genommen habe, dass es sich um
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eine unzulässige Kundgebung handle. Das Stadtrichteramt erwog im Wesentli­

chen, dass es jeder verständigen Person klar sein müsse, dass eine solche Kund­

gebung einer Bewilligung bedürfe, zumal hierfür ein einziger Blick in die einschlä­

gigen Gesetzesbestimmungen genüge. Es liege dementsprechend in der Verant­

wortung jedes Einzelnen, der an einer solchen Kundgebung teilnehmen wolle, sich 

vorgängig über die Voraussetzungen der Zulässigkeit einer solchen zu informieren 

und entsprechende Abklärungen vorzunehmen. Wer sich nicht darüber informiere 

und entsprechende Abklärungen unterlasse, nehme damit mindestens in Kauf,

dass die Kundgebung nicht gesetzeskonform und damit unzulässig sei. Entgegen

der Vorinstanz sei es unzureichend, sich daraufzu verlassen, dass einem das Feh­

len einer entsprechenden Bewilligung ohne eigenes Zutun von der Behörde mitge­

teilt werde. Zwar treffe zu, dass der Beschuldigte nie angegeben habe, dass es ihm 

gleichgültig gewesen sei, ob eine Bewilligung für die Kundgebung Vorgelegen habe

oder nicht. Es sei aber seitens des Beschuldigten auch nie geltend gemacht wor­

den, er habe sich in irgendeiner Form auch nur ansatzweise darum bemüht, in Er­

fahrung zu bringen, ob eine Bewilligung für die Kundgebung vom 8. November

2021 Vorgelegen habe. Vielmehr sei von seiner Verteidigung vorgebracht worden, 

der Beschuldigte habe angesichts der mehrfachen Aufrufe auf Social Media darauf

vertrauen dürfen, dass eine rechtsgenügende Bewilligung bzw. Anmeldung Vorge­

legen habe. Wer sich wie der Beschuldigte aber einzig auf die Sozialen Medien 

verlasse, nehme eine Fehlinformation mindestens in Kauf (vgl. Urk. 43 S. 5 f.).

7. Das Stadtrichteramt stellt mit diesen Ausführungen seine eigene Ansicht jener 

der Vorinstanz gegenüber, ohne damit aufzuzeigen, inwiefern die vorinstanzliche 

Beweiswürdigung mit der tatsächlichen Situation in offensichtlichem Widerspruch 

stünde bzw. geradezu willkürlich sein sollte. Das Stadtrichteramt macht im Wesent­

lichen nur geltend, dass sich der Beschuldigte eingehender hätte darüber informie­

ren müssen, ob die Kundgebung bewilligt worden sei. Darüber hinaus befasst sich 

das Stadtrichteramt jedoch nicht mit der ¡gesamten Beweislage und zeigt nament­

lich nicht auf, in welchen Passagen und aus welchen Gründen die Vorinstanz mit 

ihren Feststellungen geradezu in Willkür verfallen ist. Die Ausführungen des Stadt- 

richteramtes erweisen sich insofern -  wie auch nachstehend nochmals zu zeigen 

ist -  als unbehilflich.



8. In objektiver Hinsicht ist mit der Vorinstanz festzustellen, dass der Beschul­

digte an einer unbewilligten Demonstration teilgenommen hat, konnte für die ver­

fahrensgegenständliche Kundgebung doch letztlich keine Bewilligung vorgelegt 

werden. Ein gegenteiliger Schluss lässt auch der (mehrheitlich geschwärzte) Jour­

nalauszug der Kantonspolizei Zürich nicht zu, woraus hervorgeht, dass Viola Rossi 

als mutmassliche Organisatorin der Kundgebung am 8. November 2021, um

09:37 Uhr, telefonisch angekündigt hatte, dass um 17:30 Uhr eine Spontande­

monstration stattfinden werde, bei welcher 100 bis 200 Personen zu erwarten seien 

(vgl. Urk. 22/1 S. 1). Eine solche Ankündigung lässt sich nicht mit einer (Spontan-) 

Bewilligung gleichsetzen (vgl. hierzu Urk. 5).

9. In subjektiver Hinsicht Hess der Beschuldigte Vorbringen, er sei in guten 

Treuen davon ausgegangen, dass angesichts der mehrfachen Aufrufe auf Social 

Media eine Bewilligung Vorgelegen habe (Urk. 32 S. 16). Diese Aussage vermag 

für sich alleine genommen zwar noch nicht zu überzeugen, doch ist die Vorinstanz 

davon ausgegangen, dass sie dem Beschuldigten bei einer Gesamtwürdigung der

Umstände nicht widerlegt werden kann. Die Vorinstanz berücksichtigte dabei ins­

besondere, dass der Beschuldigte nicht zu den Demonstrationsteilnehmern gehört 

hat, welche bereits zuvor am Europaplatz eine Wegweisung erhalten hatten. Zu­

dem zog sie in ihre Überlegungen mit ein, dass die Polizei den Demonstrationszug 

an der Zollstrasse ohne vorgängige Warnung und Möglichkeit, sich vom Demonst­

rationszug zu entfernen, eingekesselt hat. Dass die Vorinstanz bei der gegebenen 

Beweislage von der Sachdarstellung des Beschuldigten ausgegangen ist (Urk. 42

S. 13), ist vertretbar.und nicht offensichtlich unrichtig im Sinne von Art. 398 Abs. 4 

StPO. Die gegenteilige Ansicht des Stadtrichteramtes erscheint zwar durchaus 

auch vertretbar, zumal nach dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie in der 

Schweiz im Februar 2020 in den Medien immer wieder intensiv über die Zulas­

sungsvoraussetzungen von Kundgebungen diskutiert wurde. Wie bereits erwähnt, 

genügt das jedoch nicht, um Willkür zu begründen. Folglich besteht kein Anlass, 

vom Sachverhalt, wie ihn die Vorinstanz erstellt hat, abzuweichen. Davon ausge­

hend erweist sich auch der vorinstanzliche Freispruch vom Vorwurf der Teilnahme 

an einer nicht bewilligten Kundgebung als zutreffend (Urk. 43 S. 13; Art. 82 Abs. 4
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StPO). Da der Freispruch zu bestätigen ist, ist keine rechtliche Würdigung vorzu­

nehmen. Der Vollständigkeit halber ist jedoch anzumerken, dass in Übereinstim­

mung mit der Argumentation des Stadtrichteramtes (Urk. 43 S. 3) das alte Recht 

zur Anwendung gelangt wäre (Art. 2 Abs. 2 StGB).

10. Soweit das Stadtrichteramt im Berufungsverfahren erstmals argumentiert, 

dass sich der Beschuldigte eventualiter der fahrlässigen Teilnahme an einer nicht 

bewilligten Demonstration im Sinne von Art. 21 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 lit. c VBöG 

sowie Art. 26 APV schuldig gemacht habe (Urk. 43 S. 2 und S. 6 f.), so stützt es 

sich auf einen vom eingeklagten abweichenden Sachverhalt; eingeklagt ist einzig 

die vorsätzliche bzw. eventualvorsätzliche Teilnahme an einer nicht bewilligten De­

monstration (Urk. 2). Nachdem die Anklageschrift die der beschuldigten Person zur 

Last gelegten Delikte in ihrem Sachverhalt so präzise zu umschreiben hat, dass die 

Vorwürfe im objektiven und subjektiven Bereich genügend konkretisiert sind, wozu 

nebst der zureichenden Umschreibung der Tatbestandsmerkmale auch die Schuld­

form gehört (Urteil des Bundesgerichts 6B_633/2015 vom 12. Januar 2016, 

E. 1.3.2), steht einer Verurteilung wegen fahrlässigen Teilnahme an einer nicht be­

willigten Demonstration von vornherein das Anklageprinzip entgegen. Vor diesem 

Hintergrund kann denn letztlich auch offen bleiben, ob eine fahrlässige Tatbege­

hung überhaupt unter Strafe steht (zustimmend das Stadtrichteramt in Urk. 43 S. 7; 

anderer Meinung die Verteidigung in Urk. 51 S. 16 f.).

11. Zusammenfassend liegt weder eine offensichtlich unrichtige Feststellung des 

Sachverhalts noch eine Rechtsverletzung durch die Vorinstanz vor. Der Anklage­

sachverhalt lässt sich demnach nicht erstellen und dem Beschuldigten kann kein 

strafbares Verhalten vorgeworfen werden. Er ist demgemäss auch zweitinstanzlich 

vollumfänglich freizusprechen.

IV. Kosten- und Entschädigungsfolgen

1. Das vorinstanzliche Kosten- und Entschädigungsdispositiv (Ziffer 2 bis 4) ist 

ausgangsgemäss zu bestätigen.



s

2. Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe 

ihres Obsiegens oder Unterliegens (Art. 428 Abs. 1 StPO). Das Stadtrichteramt 

unterliegt mit seinem Antrag auf Schuldspruch vollumfänglich. Unterliegt das Städt-

richteramt, trägt der verfahrensführende Kanton die Kosten (vgl. Jo s it s c h /S c h mid , 

PK StPO, a.a.O., N 3 zu Art. 428 StPO). Die Gerichtsgebühr fällt deshalb ausser 

Ansatz.

3. Für das Berufungsverfahren ist dem Beschuldigten ausgangsgemäss eine 

Prozessentschädigung zuzusprechen. Die erbetene Verteidigung macht für ihre 

Aufwendungen und Barauslagen im Berufungsverfahren Fr. 3’253 -  (inkl. 7.7 % 

bzw. 8,1 % MWST) geltend (Urk. 56). Diese sind ausgewiesen und erscheinen 

angemessen. Folglich ist der Verteidigung gestützt auf Art. 429 Abs. 3 StPO an- 

tragsgemäss eine Prozessentschädigung von Fr. 3'253 -  (inkl. 7.7 % bzw. 8,1 % 

MWST) aus der Gerichtskasse zuzusprechen.

Es wird erkannt:

1. Der Beschuldigte ist nicht schuldig und wird freigesprochen.

2. Das erstinstanzliche Kosten- und Entschädigungsdispositiv (Ziff. 2 bis 4) wird 

bestätigt.

3. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr fällt ausser Ansatz.

4. Rechtsanwalt Dr. iur. Markus Zollinger wird für seine Aufwendungen für die 

Verteidigung des Beschuldigten im Berufungsverfahren eine Prozessent­

schädigung von Fr. 3’253 -  (inkl. 7.7 % bzw. 8,1 % MWST) aus der Ge­

richtskasse zugesprochen.

5. Schriftliche Mitteilung in vollständiger Ausfertigung an

die Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten

das Stadtrichteramt der Stadt Zürich

die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich
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sowie nach Ablauf der Rechtsmittelfrist bzw. Erledigung allfälliger Rechtsmit­

tel an

die Vorinstanz

die Kantonspolizei Zürich, KDM-ZD, mit separatem Schreiben (§ 54a
Abs. 1 PolG).

6. Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtliche Beschwerde in Strafsa­

chen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollständigen,

begründeten Ausfertigung an gerechnet, bei der I. strafrechtlichen Abteilung 

des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundesge- 

richtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen 

richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichtsge-

setzes.

Obergericht des Kantons Zürich
II. Strafkammer

Zürich, 24. Februar 2025
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Stadt Zürich
Stadtrichteramt

Strafbefehl Nr. 2022-004-228

Das Stadtrichteramt hat am 14. September 2022 

gegen
wegen v o rsä tz l ich e r  widerhandlung gegen die Verordnung über d ie Benutzung des 
öffen t l ich en  Grundes durch Teilnahme an e iner nicht bew illig ten  Veranstaltung 
im ö ffen tlichen  Raum, indem der Beschuldigte gemäss p o l iz e i l ic h e r  Feststellung  
am 8. November 2021, um 18.50 Uhr, in Zürich 5 an der Z o l l s t r a s se  14 vorsätz ­
l i c h  oder zumindest eventual vo rsä tz l ich  an einer po lit ischen  Kundgebung t e i l ­
nahm, fü r  welche die e rfo rderliche  Bew illigung nicht vorlag  und zu welcher 
Kundgebung, die sich gegen die am 8. November 2021 startende nationale  Impf- 
kampagnen-woche und deren Massnahmen, sp e z ie l l  das impfdorf am Hauptbahnhof 
Zürich, richtete, durch die Gruppierung MASS-VOLL in den Sozia len  Medien auf­
gerufen worden war, sodass s ich  um ca. 18.15 Uhr ca. 15 Personen mit m a s s - 
VOLL-Fahnen und Glockengeläut in  Zürich 5 durch die Z o l l s t r a s se  in  Richtung
Bahnhofshalle des Hauptbahnhofs Zürich bewegten, wobei durch die Po lize i auf 
der Höhe Z o l l s t r a s se  14 Kontrollen von Kundgebungsteilnehmenden durchgeführt 
wurden und s ich  der Beschuldigte unter den Kontro llie rten befand, worauf der
Beschuldigte aus der stad t Zürich weggewiesen wurde, womit der Beschuldigte an 
einer n ich t  bew illig ten  p o lit isch en  Kundgebung im öffentlichen Raum teilnahm, 
was er bei seinem Tun denn auch a l le s  wusste und wollte oder zumindest in Kauf 
nahm;

gestü tzt au f Art. 21 Abs. 1 VBöG;

in  Anwendung von Art. 26 l i t .  c VBÖG i.V.m. Art.  26 APV;

v e r f ü g t ’:

1. Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Busse (kein Eintrag im Strafregister) von 200.00 Fr. 
und hat ausserdem die Kosten bestehend in
Kosten- und Gebührenpauschale 250.00 Fr.

Total: 450.00 Fr.

zu bezahlen. Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Zustellung dieses Strafbefehls.

Erfolgt die Zahlung nicht innert Frist, wird eine Mahngebühr von Fr. 20.00 erhoben.

2. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, tritt an deren Stelle eine unbedingte Ersatzfrei­
heitsstrafe von 2 Tagen.

3. Ersatzfreiheitsstrafe siehe Rückseite bzw. Beiblatt.

4. Mitteilung an
- die beschuldigte Person gegen Empfangsbestätigung

5. Einsprache: Innert 10 Tagen ab Zustelldatum (siehe Rückseite bzw. Beiblatt). Das Einspracheverfah­
ren ist kostenpflichtig.

GU
Stadtrichterin

RA lie. iur. Sara Borer



Erläuterungen

1. Rechtskraft
Der Strafbefehl (Bussen- und Kostenentscheid samt allfälligem Entscheid über die Freigabe oder Einziehung beschlag­
nahmter Gegenstände) wird zum rechtskräftigen Urteil, wenn innert der Einsprachefrist von 10 Kalender- tagen ab Zu- 
stelldatum keine gültige Einsprache erhoben wird.

2. Fristberechnung
Die Frist beginnt am ersten Tag nach der Zustellung zu laufen. Nach abgelaufener Frist wird auf eine Eingabe grund­
sätzlich nicht mehr eingetreten. Eine Fristwiederherstellung kommt nur in Frage, wenn unverschuldete und schwer­
wiegende Gründe zur verpassten Frist geführt haben (Art. 8 9 -9 4  StPO).

3. Zahlungsfrist
Die Frist von 30 Tagen für die Zahlung ist gewahrt, wenn der Gesamtbetrag spätestens am letzten Tag mit unten­
stehendem Einzahlungsschein oder über unseren Onlineschalter mit Kreditkarte bezahlt wurde. Gesuche für Raten­
zahlungen sind schriftlich an untenstehende'Adresse oder über unseren Onlineschalter auf unserer Internetseite einzu­
reichen. '

4. Einsprache I Einsprachefrist
Gegen einen Strafbefehl kann unter Angabe der Verfahrens-Nr. schriftlich an untenstehende Adresse Einsprache erho­
ben werden. Die Einsprachefrist von 10 Kalendertagen ist gewahrt, wenn die Eingabe spätestens am letzten Tag 
der Frist beim Stadtrichteramt eingegangen oder der Schweizerischen Post, einer Schweizerischen diplomati- sehen 
oder konsularischen Vertretung übergeben worden ist. Das Einspracheformular kann im Onlineschalter als Vorlage 
heruntergeladen werden.
Das Einspracheverfahren ist kostenpflichtig. Die Kosten werden der unterliegenden Partei auferlegt.

5. Berechtigung zur Einsprache
Zur Einsprache berechtigt sind die beschuldigte Person (persönlich oder durch eine schriftlich bevollmächtigte 
Person), weitere Betroffene oder Drittpersonen^ sofern diese ein rechtlich geschütztes Interesse an der Aufhebung oder 
Änderung des Strafbefehls haben (Art. 354 Abs. 1 und 382 Abs. 1 StPO).

6. Formvorschriften
Eine Einsprache ist mit einem Datum zu versehen und eigenhändig zu unterzeichnen. Wird eine Einsprache elektro­
nisch übermittelt, muss diese mit einer anerkannten elektronischen Signatur versehen sein (Art. 110 StPO). 
Formungültige Einsprachen (nicht eigenhändig unterzeichnet, fehlende Vollmacht, per E-Mail, per Fax) sowie ver­
spätete Eingaben sind ungültig.

7. Säumnisfolgen / Vorladungen
Nach Erhebung der Einsprache ist mit einer Vorladung zur Einvernahme zu rechnen, weshalb Abwesenheiten dem 
Stadtrichteramt Zürich zu melden sind. Unentschuldigtes Nichterscheinen zur Einvernahme gilt als Rückzug der 
Einsprache (Art. 355 Abs. 2 StPO).

8. Mahngebühr und kostenpflichtige betreibungsrechtliche Massnahmen
Bei verspäteter Bezahlung der Busse und Gebühren wird eine Mahngebühr von Fr. 20 -  erhoben und gegebenen­
falls eine kostenpflichtige Betreibung eingeleitet.

9. Ersatzfreiheitsstrafe
Wird die Busse nicht innert Frist bezahlt und verläuft die Betreibung ergebnislos, wird die angedrohte Freiheits­
strafe vollzogen.

Stadt Zürich O nlineschalter/Form ulare/M erkblätter:
Stadtrichteramt 
Verwaltungszentrum Eggbühl 
Eggbühlstrasse 23 
P ostfach, 8050 Zürich

stadt-zuerich.ch /stadtrichteram t



E INGANG:

Bezirksgericht Z ürich
2 0. Sep. 2023

10. Abteilung - E inzelgericht
ZOLLINGE R .LE GAL

Geschäfts-Nr.: G C 230090-L / U

Mitwirkend: V izepräsident lic. iur. R. Harris
G erichtsschreiberin MLaw L. Bollmann

U rte il vom 23. A ugus t 2023
(begründete Ausfertigung)

in S achen

S ta dtric hte ra m t Z üric h. S trafbefehl Nr. 2022-004-227, V erwaltungszentrum 
E ggbühl, E ggbühlstr. 23, Postfach, 8050 Zürich,
E insprachegegner

gegen

E insprecher

verteidigt durch R echtsanwalt Dr. iur. Markus Zollinger, ZOLLING E R .LE G AL, 
Dorfstr. 53, 8105 Watt

betreffend Ü bertretung de r V ors c hriften über die  B enützung des öffe ntlic he n 
G rundes  der S tadt Z üric h



Strafbefehl:

Der S trafbefehl Nr. 2022-004-227 des S tadtrichteramtes Zürich vom 14. S eptem­
ber 2022 (act. 2) ist diesem Urteil beigeheftet.

An der Hauptverhandluna anwesende Parteien:
(P rot. S . 5).

Der E insprecher persönlich in Begleitung seines erbetenen V erteidigers 
R echtsanwalt Dr. iur. Markus Zollinger.

Anträge des Stadtrichteramtes Zürich:
(act. 17, sinngemäss)

Bestätigung des S trafbefehls Nr. 2022-004-227 vom 14. S eptember
2022 unter Auferlegung der K osten gemäss S trafbefehl sowie der zu­
sätzlichen Untersuchungskosten von Fr. 500 -  an den E insprecher.

Anträge des Einsprechers:
(act. 21 S . 1)

"1. Der Beschuldigte sei freizusprechen vom V orwurf der Übertretung 
der V orschriften über die Benützung des öffentlichen G rundes der 
S tadt Zürich.

2. Dem Beschuldigten seien keine V erfahrenskosten aufzuerlegen.
3. Dem Beschuldigten sei eine E ntschädigung in der Höhe von 

C HF  3'610.64 (inkl. MWS T) zuzusprechen."



E rwägungen:

I. Prozessgeschichte

1. Mit S trafbefehl des S tadtrichteramtes Zürich vom 14. S eptember 2022 wurde 
der E insprecher der T eilnahme an einer unbewilligten K undgebung im S inne von 
A rt. 21 Abs. 1 und A rt. 26 lit. c  V BöG /ZH in V erbindung mit A rt. 26 AP V /ZH schuldig
gesprochen. E r wurde mit einer Busse von Fr. 2 0 0 .- bestraft. Zudem wurden ihm 
K osten in der Höhe von Fr. 250.- auferlegt (act. 2). G egen den S trafbefehl erhob 
der E insprecher am 22. S eptember 2022 (P osteingang S tadtrichteramt 23. S ep­
tember 2022) fristgerecht E insprache und begründete diese damit, dass es sich um 
eine legal angemeldete S pontankundgebung gehandelt habe (act. 2/1). S einer E in­
sprache legte er zudem ein S chreiben der K antonspolizei Zürich vom 13. Dezem­
ber 2021 zu Händen von F ürsprecher P hilipp Kruse betr. Auszug P olizeidatenban­
ken R imoldi Nicolas, geb. 25.01.1995, bei (act. 3/1).

2. Nach durchgeführter Untersuchung hielt das S tadtrichteramt am S trafbefehl 
fest, auferlegte dem E insprecher die weiteren entstandenen Kosten von Fr. 4 0 0 -  
(act. 15) und überwies sodann die A kten am 13. J uni 2023 dem hiesigen G ericht 
zur Durchführung des Hauptverfahrens (act. 17). Mit Mandatsanzeige vom 27. J uni
2023 zeigte R echtsanwalt Dr. iur. Markus Z ollinger an, dass er den E insprecher 
vertrete (act. 18). Mit V erfügung vom 28. J uli 2023 wurde zur Hauptverhandlung 
auf den 23. A ugust vorgeladen (act. 19/1-4), zu welcher der E insprecher in Beglei­
tung seines erbetenen V erteidigers erschien (P rot. S . 5). Im A nschluss an die V er­
handlung wurde das Urteil mündlich eröffnet, begründet und dem E insprecher so­
wie dem V erteidiger schriftlich im Dispositiv übergeben (P rot. S . 13, act. 24).

II. Sachverhalt

1. A nklaaevorwurf und S tandpunkt des E insprechers

1.1 Dem E insprecher wird zusammengefasst vorgeworfen, am 8. November 
2021, um 18.45 Uhr, an der Z ollstrasse in Zürich 4 zumindest eventualvorsätzlich 
an einer politischen K undgebung der G ruppierung MAS S -V OLL teilgenommen zu 
haben, wobei für die Kundgebung keine Bewilligung V orgelegen habe (act. 2).



1.2 A ufgrund der Akten ist unbestritten, dass es am 8. November 2021 zur be­
sagten Kundgebung gekommen ist und dass der E insprecher von der P olizei kon­
trolliert und aus der S tadt Z ürich weggewiesen wurde (act. 1/3). Der E insprecher 
macht indessen geltend, die Demonstration sei angemeldet und daher nicht unbe- 
willigt gewesen. Z ur F rage, ob er selbst an der K undgebung teilgenommen hat, 
äusserte sich der E insprecher nie.

1.3 Der dem E insprecher vorgeworfene S achverhalt ist damit zu erstellen. Hierzu 
dienen hauptsächlich die Angaben im P olizeirapport vom 20. Dezember 2021 
(act. 1) und in den beiden polizeilichen E rmittlungsberichten vom 17. November
2022 und 23. März 2023 (act. 6/1, act. 11/1) sowie die Aussagen des als Zeugen 
einvernommenen P olizeibeamten Nicola Arnstein (act. 10).

2. G rundlagen der Beweiswürdiauna

Das G ericht legt seinem Urteil denjenigen S achverhalt zugrunde, den es nach sei­
ner freien, aus der Hauptverhandlung und den Untersuchungskaten geschöpften 
Überzeugung als verwirklicht erachtet (Art. 10 Abs. 2 S tP O). E ine strafrechtliche 
V erurteilung kann nur erfolgen, wenn die S chuld der Beschuldigten mit hinreichen­
der S icherheit erwiesen ist. E s darf namentlich kein vernünftiger Zweifel darüber 
bestehen, dass sich der Beschuldigte in der A nklageschrift vorgeworfene T atbe­
stand tatsächlich verwirklicht hat. Dies bedingt, dass das G ericht eine persönliche 
G ewissheit erhält. Nicht ausreichend ist, wenn die vorliegenden Beweise objektiv 
klar auf eine S chuld des Beschuldigten hindeuten, das G ericht aber persönlich nicht 
zu überzeugen vermögen. A llfällige abstrakte theoretische Zweifel sind nicht mass 
gebend, weil solche immer möglich sind und absolute G ewissheit nicht verlangt 
werden kann. E s muss ausreichen, wenn vernünftige Zweifel an der S chuld des 
Beschuldigten ausgeschlossen werden können.

3. Beweismittel

3.1 Im P olizeirapport vom 21. Dezember 2021 wird festgehalten, dass durch die 
G ruppierung MAS S -V OLL auf den S ozialen Medien zu einer S pontandemonstra­
tion um 17.30 Uhr gegen die am 8. November 2021 startende Impfkampagnen-W o-



che und deren Massnahmen, speziell das Impfdorf am Z ürcher Hauptbahnhof, auf­
gerufen worden sei. Kurz nach 17.00 Uhr seien die O rganisationsverantwortlichen 
von MAS S -V OLL sowie weitere P ersonen aus dem Umfeld der C orona-S keptiker 
am E uropaplatz kontrolliert und weggewiesen worden. Um 18.15 Uhr seien ca. 
15 P ersonen, darunter P rotestwillige aus der G ruppe der F reiheitstrychler, mit 
MAS S -V OLL-F ahnen und G lockengeläute die Z ollstrasse entlang in R ichtung 
Bahnhofshalle gezogen. Die bereits weggewiesenen O rganisationsverantwortli­
chen hätten den Umzug ebenfalls begleitet und seien mit einer zweiten W egwei­
sung belegt worden. Der E insprecher sei auch T eil der unbewilligten G egende­
monstration gewesen und sei an der Zollstrasse einer K ontrolle unterzogen worden 
(act. 1).

3.2 Im E rmittlungsbericht der S tadtpolizei Zürich vom 17. November 2022 wird 
festgehalten, dass für die besagte Demonstration weder eine schriftliche A nmel­
dung noch ein Gesuch um eine ordentliche Bewilligung oder eine S pontanbewilli­
gung bei den zuständigen S tellen der S tadtpolizei Z ürich eingereicht worden sei 
(act. 6/1 S . 1 ff.). G emäss A ktennotiz  des S tadtrichteramts Zürich vom 28. O ktober 
2022 erteilte die S tadtpolizei Z ürich die Auskunft, dass ein ordentliches G esuch um 
Bewilligung einer Kundgebung grundsätzlich 72 S tunden vor der K undgebung beim 
Büro für V eranstaltung eingereicht werden müsse, dann laufe das ordentliche V er­
fahren inklusive V ernehmlassung. F alls die K undgebung in weniger als 72 S tunden 
stattfinden solle, könne bei der P olizei schriftlich oder mündlich ein G esuch um 
S pontanbewilligung eingereicht werden. E in solches G esuch könne auch anlässlich 
der K undgebung selbst vor O rt bei der P olizei gestellt werden. E ine S pontanbewil­
ligung könne indes nur erteilt werden, wenn eine bestimmte P erson die V erantwor­
tung übernehme. Die E rteilung erfolge dann zwingend schriftlich und enthalte u.a. 
den Namen der verantwortlichen P erson sowie allfällige A uflagen. E in abschlägiger 
E ntscheid bzw. die A blehnung der S pontanbewilligung könne aber auch mündlich 
erfolgen. Damit gelte eine bereits angemeldete oder angekündigte Kundgebung 
noch nicht als bewilligt (act. 4).

3.3 A us dem E rmittlungsbericht vom 23. März 2023 geht hervor, dass ca. 20- 
30 P ersonen an der K undgebung teilnahmen. 23 P ersonen seien eingekesselt, 
kontrolliert und wegewiesen worden. Der E insatzleiter, der den Bericht verfasst hat,



konnte sich nicht daran erinnern, ob die T eilnehmer darauf hingewiesen worden 
waren, dass die Demonstration nicht bewilligt gewesen war. W eil es sich um eine
unbewilligte Demonstration gehandelt habe, seien die Anhaltung und die Kontrolle
sehr schnell erfolgt. Den T eilnehmern sei die Möglichkeit, sich zu entfernen, nicht 
gegeben worden. E s seien nur P ersonen angehalten und kontrolliert worden, die 
eindeutig als T eilnehmer erkennbar gewesen seien. Um den Mob herum sei ein 
P olizeiabsperrband gespannt und ein grosszügiger K ontroilbereich abgesteckt wor­
den. In diesem K ontroilbereich hätten sich nur Personen befunden, die vorgängig 
an der Demonstration teilgenommen hätten. E s sei äusserst unwahrscheinlich, 
dass eine unbeteiligte P erson in die K ontrolle geraten sei (act. 11/1).

3.4 S chliesslich liegt ein J ournaleintrag der K antonspolizei Zürich vom 8./9. No­
vember 2021 bei den Akten. Aus diesem mehrheitlich geschwärzten Auszug ist er­
sichtlich, dass eine gewisse F rau R ossi von der G ruppe MAS S -V OLL am Tag der 
K undgebung, um 09:37 Uhr, telefonisch angekündigt hatte, dass um 17:30 Uhr eine 
S pontan-Demo stattfinde, zu der 100-200 P ersonen erwartet würden. F ür weitere 
A uskünfte sei sie auf dem Handy erreichbar (act. 14/1).

3.5 Der P oiizeibeamte Nicola Arnstein, der anlässlich der Demonstration vom 
8. November 2021 im E insatz war, wurde am 14. F ebruar 2023 durch das S tadt­
richteramt als Zeuge einvernommen (act. 10). E inleitend gab er an, in keiner Be­
ziehung zum E insprecher zu stehen. Mit Bezug auf den V orfall vom 8. November 
2021 habe er keine Ahnung. E r wisse nicht mehr, worum es gehe, könne sich aber 
an den E insatz erinnern (S . 2). E r wisse nicht mehr, wie viele Leute an der De­
monstration teilgenommen hätten. Der Ordnungsdienst habe die Leute auf der 
Höhe Zollstrasse angehalten. E r und andere hätten danach deren P ersonalien kon­
trolliert (S . 3). E r wisse nicht mehr, ob es Lautsprecherdurchsagen durch die P olizei 
gegeben habe, oder ob die T eilnehmer auf irgendeine W eise darauf hingewiesen 
worden seien, dass die Kundgebung nicht bewilligt gewesen sei. E s sei der ganze 
Demonstrationszug angehalten und alle T eilnehmer darin kontrolliert worden. E r 
wisse nicht mehr, wie für ihn zu erkennen gewesen sei, dass jemand T eilnehmer 
der Kundgebung gewesen sei. S ie hätten T -S hirts und G locken dabei gehabt und 
seien auch miteinander gegangen. S ie hätten nur Leute angehalten, die in diesem 
Zug mitgegangen seien. E s habe auch niemand gesagt, er gehöre nicht dazu (S . 4).



An den E insprecher könne er sich nicht erinnern und könne auch nicht sagen, in­
wiefern er als T eilnehmer der Kundgebung zu erkennen gewesen sei. Um die Kon­
trolle in R uhe durchführen zu können, habe man die Leute von der S trasse in den 
Durchgang nebenan genommen (S . 5).

3.6 Der E insprecher machte anlässlich seiner E invernahme beim S tadtrichter- 
amt vom 14. F ebruar 2023 keinerlei Angaben zur S ache (act. 9 S . 2 ff.)  und auch 
in der heutige Hauptverhandlung machte der E insprecher von seinem R echt, die 
A ussage zu verweigern, G ebrauch (P rot. S . 7).

3.7 W as die bei den A kten liegenden V ideoaufnahmen (act. 11/2) angeht, wur­
den diese dem E insprecher nicht vorgehalten. Dies ist jedoch unbeachtlich, weil 
sich hinsichtlich des hier zu beurteilenden S achverhalts aus diesen Aufnahmen 
nichts zum Nachteil oder zu G unsten des E insprechers ableiten lässt.

4. W ürdigung der Beweismittel

4.1 G estützt auf die vorhandenen Beweismitteln ist dem Beschuldigten nachzu­
weisen, dass er an der K undgebung vom 8. November 2021 an der Z ollstrasse in 
Z ürich 4 teilgenommen hat und dabei wusste oder in K auf nahm, dass es sich um 
eine Demonstration gehandelt hat, diese für ihn mithin als solche erkennbar war. 
W eiter ist dem E insprecher nachzuweisen, dass die K undgebung nicht bewilligt war 
und er dies auch wusste oder mindestens in K auf nahm.

4.2 Zunächst ist mit Bezug auf die G laubwürdigkeit von beschuldigten P ersonen 
festzuhalten, dass diese im S trafprozess Objekt und S ubjekt zugleich sind. Ihre 
Doppelstellung bedeutet konkret, dass sich einerseits das S trafverfahren gegen sie 
richtet, andererseits ihre Aussagen als Beweismittel für und gegen sie verwendet 
werden können. E ine P flicht, durch aktives V erhalten die Untersuchung zu fördern 
und so zur eigenen Überführung beizutragen, trifft eine beschuldigte P erson nicht, 
was einleuchtet. S o ist die beschuldigte P erson im R ahmen der S elbstbegünsti­
gung grundsätzlich nicht zur wahrheitsgemässen Aussage verpflichtet und darf viel­
mehr ungestraft lügen, soweit sie dadurch nicht andere unrechtmässig einer S traf­
ta t bezichtigt. E ntsprechend kann ein T atverdächtiger ein durchaus nachvollzieh­
bares Interesse daran haben, die E reignisse in einem für ihn günstigen L icht dar­
zustellen. Dieses Interesse darf allerdings bei der G laubwürdigkeitsprüfung nicht



ins G ewicht fallen, sonst wäre die beschuldigte P erson allein aufgrund ihrer pro­
zessualen S ituation benachteiligt.

4.3.1. Mit Bezug auf die F rage der T eilnahme des E insprechers an der Kund­
gebung vom 8. November 2021 ist festzuhalten, dass eine solche gestützt auf die 
polizeilichen A kten nicht erstellt werden kann. Aus diesen ergibt sich zwar, dass 
der E insprecher von der P olizei kontrolliert und weggewiesen wurde. A llerdings 
kann einzig aus einer polizeilichen K ontrolle und W egweisung nicht automatisch 
auf eine T eilnahme an der K undgebung geschlossen werden. Z war steht im E rmitt­
lungsbericht vom 23. März 2023 (act. 11/1), es seien nur P ersonen angehalten und 
kontrolliert worden, die eindeutig als T eilnehmer erkennbar gewesen seien. Im Kon- 
trollbereich hätten sich nur P ersonen befunden, die vorgängig an der Demonstra­
tion teilgenommen hätten. E s sei äusserst unwahrscheinlich, dass eine unbeteiligte 
Person in die K ontrolle geraten sei (act. 11/1). A llerdings sind diese F eststellungen 
arg zu bezweifeln, steht doch im gleichen Bericht auch, dass den T eilnehmern die
Möglichkeit, sich zu entfernen, erst gar nicht gegeben wurde, und dass um den Mob 
herum ein P olizeiabsperrband gespannt und ein grosszügiger K ontrollbereich ab­
gesteckt wurde. E s ist somit ohne W eiteres denkbar, dass auch Unbeteiligte in die­
sen "grosszügig abgesteckten K ontrollbereich" gerieten. S odann konnte sich der 
als Zeuge einvernommene P olizeibeamte Nicola Arnstein nicht an den E insprecher 
erinnern, so wie er sich überhaupt kaum an die ganze Aktion erinnern konnte. Of­
fenbar war er aber ohnehin nur an der P ersonenkontrolle beteiligt, während die 
K undgebungsteilnehmer vom O rdnungsdienst angehalten wurden, so dass er oh­
nehin nicht hätte sagen können, ob der E insprecher an der Demonstration teilge­
nommen hatte oder nicht. E s fragt sich deshalb, wie er in seiner E invernahme zum 
S chluss kam, dass nur Leute angehalten worden seien, die im Demonstrationszug 
mitgegangen seien, da er dies gar nicht selbst beobachtet haben konnte. S omit 
lässt sich eine T eilnahme des E insprechers an der Demonstration auch gestützt 
auf die Z eugenaussage von Nicola Arnstein nicht erstellen.



4.3.2. S odann bringt der E insprecher zwar nichts E ntlastendes vor, hat er doch 
keine Aussagen zur S ache gemacht. Daraus darf selbstredend aber nicht geschlos­
sen werden, er habe deshalb nichts gesagt, weil er T eilnehmer der Demonstration 
gewesen sei.

4.3.3. Zusammengefasst ist somit festzuhalten, dass sich aus den Akten zwar
ergibt, dass der E insprecher am 8. November 2021 von der P olizei kontrolliert und 
weggewiesen wurde, jedoch nicht, dass er auch tatsächlich T eil der Kundgebung 
war. S chliesslich erscheint es aufgrund des A blaufs der E inkesselung durchaus 
möglich, dass auch Unbeteiligte polizeilich kontrolliert worden waren. Insgesamt 
kann deshalb nicht erstellt werden, dass der E insprecher an der Kundgebung der 
G ruppe MAS S -V OLL vom 8. November 2021 teilgenommen hat.

4.4.1. Doch selbst wenn eine T eilnahme des E insprechers an der K undgebung 
vom 8. November 2021 erstellt werden könnte, bliebe die F rage, ob er wusste bzw. 
wissen musste oder in K auf nahm, dass es sich offenbar um eine unbewilligte 
Kundgebung handelte. Zunächst ist festzustellen, dass dem E insprecher nicht vor­
geworfen wird, die Kundgebung (mit-)organisiert zu haben. Mit anderen W orten 
wäre er normaler K undgebungsteilnehmer gewesen. A ls solcher hätte er aber nicht 
davon ausgehen müssen, dass keine Bewilligung vorliegt, äusseres  hätten gegen­
teilige A nhaltspunkte bestanden, insbesondere aufgrund einer entsprechenden 
Durchsage der P olizei. Dass es eine solche Durchsage gegeben hat, lässt sich 
indessen nicht erstellen. Im P olizeirapport (act. 1) und im E rmittlungsbericht vom 
17. November 2022 (act. 4/1) wird eine solche Durchsage nirgends erwähnt; auch
nicht, dass die T eilnehmer der K undgebung auf irgendeine andere W eise darüber 
in K enntnis gesetzt wurden, dass die Demonstration nicht bewilligt war. Im E rmitt­
lungsbericht vom 23. März 2023 (act. 11/1) konnte sich der den Bericht verfassende 
E insatzleiter nicht daran erinnern, ob die T eilnehmer darauf hingewiesen worden 
waren, dass die Demonstration nicht bewilligt gewesen war. In diesem Bericht fin­
det sich sodann auch eine Aussage der P olizistin Martina G rab, die offenbar vom 
E insatzleiter selbst als A uskunftsperson einvernommen worden war. S ie gab an, 
so wie sie sich erinnere, seien die T eilnehmer der K undgebung vom Z ugführer via



Megaphon über die S achlage informiert worden. Abgesehen davon, dass sich dar­
aus nicht ergibt, zu welchem Z eitpunkt und über welche S achlage informiert worden 
war, kann diese zusammengefasst wiedergegebene Aussage ohnehin nicht zum 
Nachteil des E insprechers verwertet werden, da nicht klar ist, wie die A ussage zu­
stande gekommen ist, mithin ob die P olizistin zur Aussage überhaupt ermächtigt 
war, ob sie auf ihre R echte und P flichten hingewiesen worden war und wie die ge­
stellten F ragen konkret lauteten. Der Zeuge A rnstein wusste nicht mehr, ob es Laut­
sprecherdurchsagen durch die P olizei gegeben hatte oder ob die T eilnehmer auf 
irgendeine W eise darauf hingewiesen worden waren, dass die K undgebung nicht 
bewilligt war. Berücksichtigt man schliesslich die Angaben im E rmittlungsbericht 
vom 23. März 2023, wonach die Anhaltung und die K ontrolle sehr schnell erfolgten, 
den T eilnehmern die Möglichkeit, sich zu entfernen, erst gar nicht gegeben wurde 
und um den Mob herum ein grosszügiger K ontrollbereich abgesteckt wurde 
(act. 11/1), liegt die V ermutung nahe, dass es wegen des schnellen V orgehens der 
P olizei zu keiner vorgängigen Abmahnung kam.

4.4.2. S omit liesse sich nicht erstellen, dass der E insprecher, selbst wenn ihm 
eine T eilnahme an der K undgebung vom 8. November 2021 nachgewiesen werden 
könnte, wusste oder wissen musste oder in K auf nahm, dass diese offenbar nicht 
bewilligt war, weil sich nicht erstellen lässt, dass die K undgebungsteilnehmer vor 
der Anhaltung durch die P olizei auf diesen Umstand hingewiesen wurden.

5. E rgebnis der Beweiswürdiauna

Im E rgebnis kann dem E insprecher somit eine T eilnahme an der K undgebung vom 
8. November 2021 nicht nachgewiesen werden. Doch selbst wenn dies der F all 
wäre, könnte ihm nicht nachgewiesen werden, dass er davon K enntnis hatte oder 
haben musste, dass die K undgebung nicht bewilligt gewesen war. W eil der S ach­
verhalt weder in objektiver noch in subjektiver Hinsicht erstellt werden kann, ist der 
E insprecher vom V orwurf der T eilnahme an einer unbewilligten K undgebung im 
S inne von A rt. 21 Abs. 1 und A rt. 26 lit. c V BöG /ZH freizusprechen. Unter diesen 
Umständen erübrigen sich Ausführungen zu der von der V erteidigung aufgeworfe­
nen F rage, ob überhaupt eine unbewilligte Demonstration vorlag (vgl. act. 21 S . 
3 ff.).



III. Kosten-  und Entschädigungsfolgen

1. W ird der Beschuldigte freigesprochen, so werden ihm die Kosten auferlegt, 
wenn er die E inleitung der Untersuchung durch ein verwerfliches oder leichtfertiges 
Benehmen verursacht oder die Durchführung erschwert hat (Art. 426 A bs. 2 S tPO. 
V orliegend ist nicht ersichtlich, dass der Beschuldigte die Untersuchung durch 
leichtfertiges Benehmen verursacht oder dieses erschwert hätte, weshalb die E nt­
scheidgebühr ausser A nsatz  fällt und die übrigen K osten des V erfahren auf die G e­
richtskasse zu nehmen bzw. dem S tadtrichteramt zur Abschreibung zu überlassen 
sind.

2. G emäss Art. 429 Abs. 1 S tPO ist dem F reigesprochenen eine E ntschädigung 
aus der S taatskasse für den ihm aus dem V erfahren erwachsenen K osten und Um­
triebe zuzusprechen. E r hat einen Anspruch auf S chadenersatz im S inne eines 
A usgleichs des im Zusammenhang mit dem S trafverfahren kausal verursachten 
materiellen S chadens. Dazu gehört eine E ntschädigung für Aufwendungen für die 
angemessene Ausübung der V erfahrensrechte (Art. 429 Abs. 1 Bst. a S tP O). Nach 
ständiger Lehre und R echtsprechung sind die V erteidigerkosten nach Massgabe 
der V erordnung über die Anwaltsgebühren (AnwG ebV ) zu entschädigen.

Die erbetene V erteidigung des E insprechers macht in ihrer Honorarnote vom 
23. A ugust 2023 einen A ufwand Fr. 3'610.64 (inkl. 7.7%  MwS t.) geltend, wobei er 
für die Hauptverhandlung, einschliesslich W eg, zwei S tunden veranschlagte 
(act. 23). Unter Berücksichtigung des zusätzlichen zeitlichen A ufwands für die 
Hauptverhandlung und die Nachbesprechung ist dem E insprecher eine P rozess­
entschädigung in Höhe von F r. 3'879.90 für die anwaltliche V erteidigung aus der 
G erichtskasse zuzusprechen.

Es wird erkannt:

1. Der E insprecher ist nicht schuldig und wird freigesprochen.

2. Die E ntscheidgebühr fä llt ausser Ansatz.
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3. Die Kosten des S tadtrichteramts Zürich im Betrag von Fr. 750 -  (F r. 250.- 
Kosten gemäss S trafbefehl Nr. 2022-004-227 vom 14. S eptember 2022 so­
wie Fr. 50 0 .- nachträgliche Untersuchungs- und Überweisungskosten) wer­
den dem S tadtrichteramt Zürich zur Abschreibung überlassen.

4. Dem Beschuldigten wird eine P rozessentschädigung von Fr. 3’879.90 
(inkl. Mehrwertsteuer und Barauslagen) für die anwaltliche V erteidigung aus 
der G erichtskasse zugesprochen.

5. Mündliche E röffnung und schriftliche Mitteilung im Dispositiv an
die V erteidigung im Doppel für sich und den E insprecher (übergeben) 
das S tadtrichteramt Zürich (gegen E mpfangsschein) 

und hernach als begründetes Urteil an
die V erteidigung im Doppel für sich und den E insprecher, 
das S tadtrichteramt Zürich, 

sowie nach E intritt der R echtskraft an die K antonspolizei Zürich, KDM-ZD- 
DR , mit separatem S chreiben gemäss § 54a PolG.

6. G egen dieses Urteil kann innert 10 T agen von der E röffnung an beim Be­
zirksgericht Z ürich, 10. Abteilung, W engistr. 28, Postfach, 8036 Zürich, 
mündlich oder schriftlich B erufung angemeldet werden.

Mit der Berufung kann nur geltend gemacht werden, das Urteil sei rechtsfeh­
lerhaft oder die F eststellung des S achverhalts sei offensichtlich unrichtig o- 
der beruhe auf einer R echtsverletzung. Neue Behauptungen und Beweise 
können nicht vorgebracht werden.

E in vollständig begründetes Urteil wird nur zugestellt, wenn dies ein V erfah­
rensbeteiligter binnen 10 Tagen seit E röffnung des Urteils verlangt oder 
wenn ein R echtsmittel gegen den E ntscheid eingelegt worden ist.

Die Berufung erhebende P artei hat binnen 20 T agen nach Zustellung des 
begründeten E ntscheids dem O bergericht des Kantons Zürich, S trafkammer, 
P ostfach, 8021 Zürich, eine schriftliche B erufungserklärung einzureichen. 
S ie hat darin anzugeben, ob sie das Urteil vollumfänglich oder nur in Teilen
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anficht, welche Abänderungen des erstinstanzlichen Urteils sie verlangt. W er 
nur T eile des Urteils anficht, hat in der Berufungserklärung verbindlich anzu­
geben, auf welche der folgenden T eile des Urteils sich die Berufung be­
schränkt: den S chuldpunkt, die Bemessung der S trafe, die Anordnung von 
Massnahmen, den Z ivilanspruch oder einzelne Z ivilansprüche, die Nebenfol­
gen des Urteils, die Kosten-, E ntschädigungs- und G enugtuungsfolgen, die 
nachträglichen richterlichen E ntscheidungen. P rivatkläger können das Urteil 
hinsichtlich der ausgesprochenen S anktion nicht anfechten.

Bei offensichtlich verspäteten Berufungsanmeldungen oder Berufungserklä­
rungen wird auf die Berufung ohne W eiterungen nicht eingetreten.

Zürich, 23. A ugust 2023

BE ZIR K S G E R IC HT  ZÜR IC H 
10. A bteilung - E inzelgericht



Stadt Zürich
Stadtrichteramt Strafbefehl Nr. 2022-004-227

Das S tadtrichteramt hat am 14. S eptember 2022 
gegen

wegen vorsätz licher widerhandlung gegen die Verordnung über die Benutzung des 
öffentlichen Grundes durch Teilnahme an einer nicht bew illigten Veranstaltung 
im öffentlichen Raum, indem der Beschuldigte gemäss p o liz e ilic h e r Feststellung 
am 8. November 2021, um 18.45 Uhr, in Zürich 5 an der Z ollstrasse 14 vorsätz­
lic h  oder zumindest eventualvorsätzlich an einer politischen Kundgebung te il -  
nahm, für welche die erforderliche Bewilligung nicht vorlag und zu welcher 
Kundgebung, die sich gegen die am 8. November 2021 startende nationale Impf- 
kampagnen-woche und deren Massnahmen, spez iell das impfdorf am Hauptbahnhof 
Zürich, richtete, durch die Gruppierung ma s s - v o l l  in den sozialen Medien auf- 
gerufen worden war, sodass sich um ca. 18.15 Uhr ca. 15 Personen mit MASS- 
VOLL-Fahnen und Glockengeläut in Zürich 5 durch die z ollstrasse in Richtung 
Bahnhofshalle des Hauptbahnhofs Zürich bewegten, wobei durch die Polizei auf 
der Höhe z ollstrasse  14 Kontrollen von Kundgebungsteilnehmenden durchgeführt
wurden und sich der Beschuldigte unter den Kontrollierten befand, worauf der 
Beschuldigte aus der Stadt Zürich weggewiesen wurde, womit der Beschuldigte an
einer nicht bew illigten politischen Kundgebung im öffentlichen Raum te il nahm, 
was er bei seinem Tun denn auch a lle s  wusste und wollte oder zumindest in Kauf 
nahm;
gestützt auf A rt. 21 Abs. 1 VBöG;
in Anwendung von Art. 26 l i t .  c vbö g i .V.m.  Art.  26 APV;

v e r f ü g t :

1. Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Busse (kein E intrag im S trafregister) von 
und hat ausserdem die Kosten bestehend in 
Kosten- und Gebührenpauschale

200.00 Fr.

250.00 Fr.

Total: 450.00 Fr.

zu bezahlen. Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Zustellung dieses S trafbefehls.

E rfolgt die Zahlung nicht innert Frist, wird eine Mahngebühr von Fr. 20.00 erhoben.

2. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, tritt an deren S telle eine unbedingte E rsatzfrei­
heitsstrafe von 2 Tagen.

3. E rsatzfreiheitsstrafe siehe R ückseite bzw. Beiblatt.

4. Mitteilung an
- die beschuldigte Person gegen E mpfangsbestätigung

5. E insprache: Innert 10 Tagen ab Zustelldatum (siehe Rückseite bzw. Beiblatt). Das E inspracheverfah­
ren ist kostenpflichtig.

GU
S tadtrichterin

RA lie. iur. S ara Borer



Erläuterungen

1. Rechtskraft
9er S trafbefehl (Bussen- und Kostenentscheid samt allfälligem E ntscheid über die F reigabe oder E inziehung beschlag­
nahmter Gegenstände) wird zum rechtskräftigen Urteil, wenn innert der E insprachefrist von 10 Kalender- tagen ab Zu- 
steildatum keine gültige E insprache erhoben wird.

2. Fristberechnung
Die Frist beginnt am ersten Tag nach der Zustellung zu laufen. Nach abgelaufener F rist wird auf eine E ingabe grund­
sätzlich nicht mehr eingetreten. E ine F ristwiederherstellung kommt nur in Frage, wenn unverschuldete und schwer­
wiegende G ründe zur verpassten F rist geführt haben (Art. 8 9 -9 4  S tPO).

3. Zahlungsfrist
Die Frist von 30 Tagen für die Zahlung ist gewahrt, wenn der Gesamtbetrag spätestens am letzten Tag mit unten­
stehendem E inzahlungsschein oder über unseren Onlineschalter mit Kreditkarte bezahlt wurde. Gesuche für R aten­
zahlungen sind schriftlich an untenstehende Adresse oder über unseren Onlineschalter auf unserer Internetseite einzu­
reichen.

4. Einsprache / Einsprachefrist
Gegen einen S trafbefehl kann unter Angabe der Verfahrens-Nr. schriftlich an untenstehende Adresse E insprache erho­
ben werden. Die E insprachefrist von 10 Kalendertagen ist gewahrt, wenn die E ingabe spätestens am letzten Tag 
der Frist beim S tadtrichteramt angegangen oder der S chweizerischen Post, einer S chweizerischen diplomati- sehen 
oder konsularischen Vertretung übergeben worden ist. Das E inspracheformular kann im Onlineschalter als Vorlage 
heruntergeladen werden.
Das Einspracheverfahren ist kostenpflichtig. Die Kosten werden der unterliegenden Partei auferlegt.

5. Berechtigung zur Einsprache
Zur E insprache berechtigt sind die beschuldigte P erson (persönlich oder durch eine schriftlich bevollmächtigte 
Person), weitere Betroffene oder Drittpersonen, sofern diese ein rechtlich geschütztes Interesse an der Aufhebung oder 
Änderung des S trafbefehls haben (Art. 354 Abs. 1 und 382 Abs. 1 S tPO).

6. Formvorschriften
E ine E insprache ist mit einem Datum zu versehen und eigenhändig zu unterzeichnen. W ird eine E insprache elektro­
nisch übermittelt, muss diese mit einer anerkannten elektronischen S ignatur versehen sein (Art. 110 S tPO). 
Formungültige E insprachen (nicht eigenhändig unterzeichnet, fehlende Vollmacht, per E -Mail, per Fax) sowie ver­
spätete E ingaben sind ungültig.

7. Säumnisfolgen / Vorladungen
Nach Erhebung der E insprache ist mit einer Vorladung zur E invernahme zu rechnen, weshalb Abwesenheiten dem 
S tadtrichteramt Z ürich zu melden sind. Unentschuldigtes Nichterscheinen zur E invernahme gilt als R ückzug der 
E insprache (Art. 355 Abs. 2 S tPO).

8. Mahngebühr und kostenpflichtige betreibungsrechtliche Massnahmen
Bei verspäteter Bezahlung der Busse und G ebühren wird eine Mahngebühr von Fr. 20 .- erhoben und gegebenen­
falls eine kostenpflichtige Betreibung eingeleitet.

9. Ersatzfreiheitsstrafe
W ird die Busse nicht innert F rist bezahlt und verläuft die Betreibung ergebnislos, wird die angedrohte F reiheits­
strafe vollzogen.

*

Stadt Zürich 
Stadtrichteramt 
Verwaltungszentrum Eggbühl 
Eggbühlstrasse 23 
Postfach, 8050 Zürich

Onlineschalter/ Formulare/ Merkblätter:
stadt-zuerich.ch/ stadtrichteramt



Obergericht des Kantons Zürich 1 g 0kt 2023

II. Strafkammer
ZOLLINGER.LEGAL

Geschäfts-Nr.: SU230067-0/U/nk

Mitwirkend: Oberrichter lic. iur. Wenker, Präsident, Oberrichterin lic. iur. Wasser- 

Keller und Ersatzoberrichter lic. iur. Kessler sowie Gerichtsschreibe­

rin MLaw Tresch

Beschluss vom 10. Oktober 2023

in Sachen

Stadtrichteramt Zürich, Verwaltungszentrum Eggbühl, Eggbühlstr. 23, Postfach, 

8050 Zürich,

Untersuchungsbehörde und Berufungsklägerin

gegen

Beschuldigter und Berufungsbeklagter

verteidigt durch Rechtsanwalt Dr. iur. Markus Zollinger, ZOLLINGER.LEGAL, 

Dorfstr. 53, 8105 Watt

betreffend Übertretung der Vorschriften über die Benützung des öffentlichen 

Grundes der Stadt Zürich

Berufung gegen ein Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - Ein­

zelgericht, vom 23. August 2023 (GC230090)



Erwägungen:

1. Am 24. August 2023 meldete das Stadtrichteramt Zürich gegen das Urteil 

des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - Einzelgericht, vom 23. August 2023 

Berufung an (Urk. 26).

2. Mit Eingabe vom 21. September 2023, eingegangen bei der Vorinstanz am 

26. September 2023, zog das Stadtrichteramt Zürich die Berufung zurück

(Urk. 32). Das Verfahren ist demgemäss als durch Rückzug der Berufung erledigt 

abzuschreiben.

3. Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe 

ihres Obsiegens oder Unterliegens. Als unterliegend gilt auch, wer das Rechtsmit­

tel zurückzieht (Art. 428 Abs. 1 StPO). Unterliegt eine Behörde nach Art. 104 

Abs. 2 StPO, trägt der verfahrensführende Kanton die Kosten (Jo s itsch /S ch m id ,

StPO Praxiskommentar, 4. Aufl., Zürich/St. Gallen 2023, Art. 428 N 3).

4. Mangels erkennbarer Umtriebe sind keine Entschädigungen zuzusprechen.

Es wird beschlossen:

1. Das Verfahren wird als durch Rückzug der Berufung erledigt abgeschrieben.

Demzufolge ist das Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 10. Abteilung - Ein­

zelgericht, vom 23. August 2023 rechtskräftig.

2. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr fällt ausser Ansatz.

3. Es werden keine Entschädigungen zugesprochen.

4. Schriftliche Mitteilung an

die Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten

das Stadtrichteramt Zürich

die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich
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sowie nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist resp. Erledigung allfälli­

ger Rechtsmittel an

die Vorinstanz (unter Rücksendung der Akten).

5. Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtliche Beschwerde in Strafsa­

chen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollständigen, 

begründeten Ausfertigung an gerechnet, bei den Strafrechtlichen Abteilun­

gen des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundes- 

gerichtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen 

richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichtsge- 

setzes.

Obergericht des Kantons Zürich

II. Strafkammer

Zürich, 10. Oktober 2023


